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Editorial

B Ein Blick in die Wahlprogramme: die energiepo-
litischen Plane der Parteien

Die Energiewende hat den Bundestag schon in der zu Ende gehenden
Legislaturperiode kontinuierlich beschaftigt. Gleich drei Mal hat das
Parlament das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) tiberarbeitet, auBer-
dem ein Strommarktgesetz und ein Gesetz zur Digitalisierung der Ener-
giewende verabschiedet, heftig um den Stromnetzausbau gerungen
und zum Schluss auch noch die Verteilung der Kosten fiir das Ubertra-



ECO 07

Deutscher Industrie- und Handelskammertag
05.09.2017

gungsnetz gedndert. Alles klar also und Kurs auf die Energieziele 20507
Mitnichten.

Die nachsten Knackpunkte der Energiewende sind bereits vorgezeich-
net:

—  Wer tragt welchen Anteil an den weiter steigenden Energiewen-
de-Kosten?

—  Wird die Politik einen Termin fiir den Ausstieg aus der Braunkohle
bestimmen?

—  Welchen Beitrag leisten Warme und Mobilitat zur Energiewende,
wie kann also Strom vermehrt zum Heizen bzw. Autofahren ge-
nutzt werden?

EEG quo vadis?

Ein Schwerpunkt der letzten Jahre lag darin, die Férdersysteme fiir
erneuerbare Energien zu verbessern. CDU/CSU und SPD sehen durch die
eingefiihrten Ausschreibungen Erfolge in ihren Wahlprogrammen: Die
Kosten flir den Zubau von Wind- und PV-Anlagen seien zuletzt deutlich
gesunken. Mit 0,44 Cent/kWh fiir Wind auf See, 4,28 fiir Wind an Land
und 5,66 fiir PV-Anlagen ist dem auch nicht zu widersprechen. Die FDP
sieht trotzdem noch groBen Spielraum, die Energiewende technologie-
offen und wettbewerblich auszugestalten und fordert die Abschaffung
der Okostrom-Férderung. Die Griinen hingegen mdchten das EEG von
den Ausbaukorridoren fiir Wind, Sonne und Biomasse entfesseln, um
bis 2030 den gesamten Strombedarf in Deutschland aus Erneuerbaren
decken zu kdnnen. Zudem sollen die zwanzig schmutzigsten Kohle-
kraftwerke abgeschaltet werden.

Wohin mit den Kosten?

Wenn sich die Rahmenbedingungen flir erneuerbare Energien verbes-
sern, halt es der DIHK flir méglich, die EEG-Forderung fiir Neuanlagen
bis Ende 2021 auslaufen zu lassen. Alle Parteien haben aber erkannt,
dass es trotz deutlich gesunkener Fordersitze fiir neue EEG-Anlagen
keine kurzfristige Entlastung der Stromkunden gibt. Das verhindern die
Finanzierungszusagen fiir den Bestand und der steigende Aufwand fiir
Netzbetrieb und -ausbau. Viel Energie wird daher darauf verwendet
werden, die Kosten der Energiewende zu verlagern: Die Linken fordern,
die Entlastungsregelungen fiir energieintensive Industrien abzuschaf-
fen, um auf deren Kosten die Privatverbraucher zu entlasten. CDU/CSU
betonen demgegeniiber, wie wichtig die Bezahlbarkeit der Energiewen-
de auch flir gewerbliche Verbraucher ist, um international wettbe-
werbsfahig und auch Vorbild sein zu kénnen. Griine und FDP setzen auf
die Senkung der Stromsteuer. Die Griinen wollen im Gegenzug aber
einen CO2-Zuschlag einfiihren. Der DIHK hat fiir eine schnelle Entlas-
tung der Stromkunden einen pragmatischen Vorschlag vorgelegt: Die
EEG-Umlage kann durch einen Zuschuss aus dem Bundeshaushalt in
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Hohe des Stromsteueraufkommens sofort um rund 30 Prozent gesenkt
werden.

Alles auf die Sektorenkopplung?

Bislang beschrankte sich die Energiewende vor allem auf die Stromer-
zeugung. In den Bereichen Warme und Mobilitdt hat sich im Vergleich
dazu wenig getan. Das soll sich mit Hilfe der sogenannten ,Sektoren-
kopplung” d@ndern, die in keinem Wahlprogramm fehlt. Mit Ausnahme
der FDP verweisen alle Parteien vor allem auf politisch gesetzte Anreize
fiir eine Verwendung von Strom zum Heizen und fiir die Elektromobili-
tat. Auch dafiir wiirde die Senkung der hohen staatlichen Abgaben auf
Strom nach Einschdtzung des DIHK einen Beitrag leisten. Denn dann
wiirde mehr Wettbewerb liber Energietrager und Technologien hinweg
eine maglichst kosteneffiziente Energiewende erleichtern. (Bo)

B EU-Ratsprasidentschaft: Estland veroffentlicht
Zeitplan und Programm

Estland hat die EU-Ratsprasidentschaft am 1. Juli bis Ende des Jahres
2017 Gbernommen und das Programm fiir den Energierat und den
Umweltrat versffentlicht. Hier finden Sie eine Ubersicht der wichtigs-
ten politischen Sitzungen. Die vorldufigen Tagesordnungen der Ratssit-
zungen finden Sie hier.

Wichtige Ratssitzungen und Termine

September

19. - 21. Informelles Treffen der Energie- und Verkehrsminister (Tallinn)
19. Konferenz "Europe's Future Electricitcy Market" (Tallinn)

21. - 22. Konferenz "Connecting Europe” (Tallinn)

Oktober

13. Umweltministerrat: Verabschiedung der Position zum Klimaschutz
in Nicht-ETS-Sektoren (geplant), Schlussfolgerungen zur Klimakonfe-
renz COP23

Dezember

18. Energieministerrat (Briissel): eventuell Verabschiedung der (vorldu-
figen) Positionen zu den Strombinnenmarkt-Reformvorschlégen und
zur Reform der Erneuerbaren-Richtlinie, Vorstellung des Kommissions-
berichts zur Lage der Energieunion


https://www.eu2017.ee/sites/default/files/2017-07/EU2017EE%20TTE%20Programm_0.pdf
https://www.eu2017.ee/sites/default/files/2017-07/EU2017EE%20ENVI%20Programm.pdf
https://www.eu2017.ee/sites/default/files/2017-08/EU2017EE%20Political%20calendar_0.pdf
https://wm.ihk.de/download/attachments/389153052/vorl%C3%A4ufige%20Tagesordnungen%20Ratssitzungen%20estnische%20Pr%C3%A4sidentschaft.pdf?version=1&modificationDate=1499093803000&api=v2
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19. Umweltministerrat (Briissel): Schlussfolgerungen zur "Eco-
Innovation”

Im Programm der Ratsprésidentschaft erwahnte (konkrete) Ziele
Umwelt:

Die estnische Ratsprasidentschaft mochte signifikante Fortschritte in
den Verhandlungen zur Abfallgesetzgebung erreichen. Eine Einigung
zur Verordnung mit Vorschriften fiir die Bereitstellung von Diingepro-
dukten wird ebenfalls als Ziel erwdhnt.

Energie/Klima:

Estland mdchte weiter an den Richtlinien zur Energieeffizienz arbeiten.
Der Rat hat bereits Ende Juni seine Position festgelegt. Die Verhand-
lungen mit dem Europdischen Parlament kénnten noch Ende des Jahres
beginnen, sobald die Abgeordneten sich ebenfalls auf eine gemeinsame
Linie geeinigt haben. Die Vorschldge der Kommission zum Strombin-
nenmarkt sind jedoch der eigentliche Schwerpunkt, der auch die Ener-
gieminister bei ihrem Treffen in Tallin Ende September beschaftigen
wird. Der estnische Ratsvorsitz plant bis Ende des Jahres erste Kom-
promisse zu wichtigen Streitpunkten in Sachen Energiebinnenmarkt
und Erneuerbare Energien zu erarbeiten. Im Idealfall einigen sich die
Minister beim Energieministerrat am 18. Oktober auf erste gemeinsame
Positionen. Ziel ist es auch, die Verhandlungen zum EU-
Emissionshandel voranzutreiben und eine einheitliche Position im Rat
zu den Klimazielen in den Sektoren Landwirtschaft, Transport, Gebaude
und Abfall ("Lastenteilung"- Verordnung) zu finden. (JSch)

B Europiische Energieinfrastrukturprojekte haufig
verzogert

Nur ein Drittel der "Projekte von gemeinsamen Interesse" (Englisch:
"PCI") schreitet wie initial vorgesehen voran, das zeigt ein Bericht der
europdischen Agentur flir die Zusammenarbeit der Energieregulie-
rungsbehdrden. Die Zahl der nicht in den nationalen Netzentwick-
lungspldnen aufgefiihrten Vorhaben ist im Stromsektor gesunken. Im
Gasbereich mangelt es hdufig an Daten zum erwarteten Nutzen der
Projekte.

Die aktuell giiltige zweite Liste der "Projekte von gemeinsamen Interes-
se" (PCl) ist im Januar 2016 in Kraft getreten. Die aufgelisteten Net-
zinfrastrukturprojekte sollen dazu beitragen, die grenziiberschreitende
Integration des europdischen Binnenmarkts fiir Strom und Gas weiter
voranzutreiben. PCI-Projekte profitieren von spezifischen EU-Regeln,
die darauf abzielen, die Genehmigung und Realisierung zu beschleuni-
gen. Dariiber hinaus kdnnen sich die Projekte auch um eine Finanzie-


http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=OJ:JOL_2016_019_R_0001&from=EN
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rung aus dem EU-Fordertopf "Connecting Europe Facility" bewerben.

Die Agentur flir die Zusammenarbeit der Energierequlierungsbehdrden
(ACER) bewertet jahrlich den Fortschritt der Projekte. Im Bericht fiir das
Jahr 2016, der am 7. Juli verdffentlicht wurde, unterstreicht ACER, dass
nur ein Drittel der Vorhaben wie urspriinglich geplant voranschreitet.
Ungefahr die Halfte der Projekte verzdgert sich. Im Strombereich ist
dies vor allem auf Verspatungen bei der Genehmigung zuriickzufiihren.
Im Gasbereich sind es die Projekttrager selbst, die sich oft fiir eine
Anderung des Zeitplans entschieden haben, um beispielsweise auf eine
veranderte Nachfragesituation zu reagieren.

Generell stellt ACER fest, dass fiir die meisten der 20 Projekte, bei de-
nen fiir den Zeitraum zwischen Februar 2016 und Januar 2017 Fort-
schritte gemeldet wurden, nun die Genehmigungsverfahren eingeleitet
wurden. Die Projektverantwortlichen meldeten geplante Investitionen
in Héhe von 49,8 Milliarden Euro fiir die Stromnetzinfrastruktur und
52,7 Milliarden Euro fiir Gasnetzinfrastruktur. Die seit 2015 getatigten
Ausgaben belaufen sich auf 6 Milliarden Euro (Strom) bzw. 4,3 Milliar-
den Euro (Gas). Fiir den Stromsektor wird der erwartete Nutzen auf
66,1 Milliarden Euro geschatzt. Fiir den Gassektor sind Schatzungen
nicht moglich, da die Projektverantwortlichen keine ausreichenden
Daten geliefert haben.

12 der 20 Projekte von gemeinsamen Interesse im Stromsektor, die
Deutschland betreffen, haben im Berichtszeitraum Januar 2016 bis
Februar 2017 Verzdgerungen oder eine Verschiebung des Zeitplans
gemeldet. Das einzige deutsche Projekt im Gassektor ist verzogert.

Die PCI-Liste wird momentan von der EU-Kommission, den Mitglied-
staaten, den Regulierungsbehdrden und den Projektverantwortlichen
aktualisiert. Eine dritte Version wird Rat und Parlament Ende 2017 von
der Europdischen Kommission zur Verabschiedung vorgeschla-

gen. (JSch)

B Strombinnenmarkt: EP-Berichterstatter starkt
Vorschlage der EU-Kommission

Der DIHK bewertet viele der Vorschldge des Berichterstatters aus dem
Industrieausschuss des Europdischen Parlaments positiv. In einigen
Bereichen besteht aber weiterhin Verbesserungsbedarf.

Der im Industrieausschuss des Europdischen Parlaments zustdndige
lettische Berichterstatter Krisjanis Karins von der Europdischen Volks-
partei (EVP) hat seine Position zu den Vorschldgen der EU-Kommission
fiir eine Reform des Strombinnenmarkts vorgelegt. Alle anderen Abge-
ordneten kénnen bis zum 15. September ihre eigenen Anderungsantra-


https://wm.ihk.de/download/attachments/392658988/Consolidated%20Report%20on%20the%20progress%20of%20electricity%20and%20gas%20projects%20of%20Common%20Interest%20for%20the%20year%202016.pdf?version=1&modificationDate=1499761535000&api=v2
https://wm.ihk.de/download/attachments/392658988/Consolidated%20Report%20on%20the%20progress%20of%20electricity%20and%20gas%20projects%20of%20Common%20Interest%20for%20the%20year%202016.pdf?version=1&modificationDate=1499761535000&api=v2
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ge einreichen. Diese werden dann am 6. November im Ausschuss disku-
tiert, vor der finalen Abstimmung Anfang Dezember.

In seiner Stellungnahme von Anfang Mai unterstiitzt der DIHK die
Vorschlage der Kommission grundsatzlich, auch wenn bei einigen wich-
tigen Punkten noch Anderungsbedarf besteht. Die Vorschldge des Be-
richterstatters gehen in vielen Fallen in die gleiche Richtung, denn sie
zielen darauf ab, den Binnenmarkt zu stirken und Wettbewerbsverzer-
rungen abzubauen.

DIHK-Bewertung der Berichtsentwiirfe zur Strombinnenmarkt-
Verordnung und Richtlinie

Folgende Elemente sind im Berichtsentwurf zur Verordnung positiv zu
betrachten:

—  Die Regeln in der Verordnung zu Kapazitatsmechanismen werden
noch einmal prazisiert und verscharft (Art. 18 und Art.
18a): Mitgliedstaaten miissen erst konkrete MaBnahmenplane zur
Beseitigung von regulatorischen Verzerrungen an die Europaische
Kommission {ibermitteln, um den Strommarkt zu starken. Der Be-
richterstatter schlagt vor, dass diese dann auch verpflichtend um-
gesetzt werden miissen. Die Kommission priift dariiber hinaus, ob
die Plane ausreichend sind und kann die Mitgliedstaaten ver-
pflichten, sie zu andern. Die Staaten erstatten jahrlich Bericht
tiber die Umsetzung, die auch von ACER bewertet wird. Die Kom-
mission entscheidet letztlich, ob die Reformen ausreichend umge-
setzt werden. Vor der Einflihrung eines Kapazitdtsmechanismus
miissen die Auswirkungen auf die Nachbarstaaten analysiert wer-
den. Auch die Einflihrung einer ,strategischen Reserve" muss als
zu bevorzugende Alternativldsung geprift werden. Kapazitats-
markte diirfen nur als ,ultima ratio" eingefiihrt werden und miis-
sen mittelfristig auslaufen oder in ihrem Umfang reduziert wer-
den. Voraussetzung fiir die Einflihrung ist nicht nur, dass die eu-
ropdische Bewertung der Versorgungssicherheit durch ENTSOE zu
dem Schluss kommt, dass tatsdchlich ein Kapazitatsproblem be-
steht. Der Berichterstatter schldagt dariiber hinaus vor, auch die
Umsetzung der erwdhnten MaBnahmenpldne zum Abbau regula-
torischer Verzerrungen als Bedingung einzufiihren. SchlieBlich soll
die Genehmigung eines Mechanismus durch die Kommission in
der Dauer immer auf fiinf Jahre beschrankt sein.

—  Der Handel auf Viertelstundenbasis wird fiir alle Gebotszonen
Pflicht (Art. 7.1): Die Kommission schldgt dahingegen vor, den
gemal der Leitlinie fiir die Kapazitatsvergabe und das Engpass-
management ermittelten Zeitpunkt der SchlieBung des zonen-
tbergreifenden Intraday-Marktes als Mindestanforderung zu defi-
nieren.

—  Die Abrechnungsperiode fiir Bilanzkreisabweichungen auf


https://wm.ihk.de/pages/viewpage.action?pageId=368869650
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bCOMPARL%2bPE-597.757%2b01%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fDE
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den Day-Ahead- und Intraday-Markten soll schon im Jahr 2022 in
allen Regelzonen 15 Minuten betragen (Art. 7.4): Der Kommissi-
onsvorschlag sieht eine Ubergangsfrist bis 2025 vor.

Aus den ,Regionalen Betriebszentren" fiir die UNB werden ,Regio-
nale Koordinierungszentren" (Art. 33 ff). Der Berichterstatter
schldgt vor, dass diese liber keinerlei Entscheidungskompetenz
verfiigen und lediglich Empfehlungen an die beteiligten UNB ab-
geben. Die Beschaffung von Regelenergie fallt nicht, wie von der
Kommission vorgeschlagen, in den Kompetenzbereich dieser Or-
ganisationen. Sie sollen zudem auf bereits bestehenden Koopera-
tionen wie Coreso aufbauen, insofern diese in der entsprechenden
Region existieren.

Besonders kritisch sind u. a. folgende Punkte:

Der Zuschnitt der Gebotszonen liegt letztendlich weiterhin in der
Hand der Kommission (Art. 13.4 ff): Der Berichterstatter schldgt
ein mehrstufiges Verfahren vor, bei dem die Regulierungsbehdr-
den den betroffenen Mitgliedstaaten einen Vorschlag zur Beibe-
haltung oder zum Neuzuschnitt unterbreiten. Kénnen sich die
Staaten innerhalb von sechs Monaten nicht einigen, fallt die
Kommission die Entscheidung. Die Frist kann auf 18 Monate ver-
langert werden, wenn sich die Mitgliedstaaten auf einen detail-
lierten Fahrplan zur Behebung der Netzengpasse einigen. Der Be-
richterstatter schldgt zudem vor, dass die ,wirksame Abgrenzung
der Gebotszonen" als eine der MaBnahmen in den Planen der Mit-
gliedstaaten zum Abbau regulatorischer Verzerrungen aufgenom-
men wird (Art. 18.3, mehr zu diesen Planen im obigen Absatz zu
Kapazitatsmarkten).

Kraftwerke, die mehr als 550 g CO2 pro kWh ausstoBen, diirfen

weiter nicht durch Kapazitdtsmechanismen unterstiitzt werden

(Art. 18 a neu). Sollte die Einflihrung eines Kapazitatsmechanis-
mus erforderlich sein, sollte dieser nach Einschatzung des DIHK

technologieoffen ausgestaltet sein.

Die Beteiligungsmdglichkeiten fiir Verteilernetzbetreiber, die Teil
eines integrierten Energieversorgers sind, an der neuen Organisa-
tion der Verteilernetzbetreiber sind weiter unklar (Art. 49.1 a
neu): Der Berichterstatter schlédgt lediglich vor, die Mitgliedstaa-
ten zu verpflichten, eine Organisation zu benennen, die diese VNB
vertritt.

Andere wichtige Elemente des Berichtsentwurfs zur Verordnung:

Die Ausnahmeregeln fiir die Bilanzkreisverantwortung werden
reduziert (Art. 4.2): Besonders die von der Kommission vorge-
schlagenen Ausnahmeregeln fiir kleine Anlagen (weniger als 500
kW bzw. 2025 kW ab 2026) werden gestrichen. AusschlieBlich Be-
standsanlagen, die aufgrund einer beihilferechtlichen Genehmi-
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gung gefordert werden und vor dem Inkrafttreten der neuen
Strombinnenmarkt-Verordnung in Betrieb genommen wurden,
diirfen von der Bilanzkreisverantwortung ausgenommen werden.
Dies wiirde bedeuten, dass auch Kleinstanlagen in Deutschland
(unter 100 kW) Bilanzkreisverantwortung Gibernehmen miissten.

—  Der Vorrang in der Einsatzplanung (Einspeisevorrang) wird kom-
plett abgeschafft (Art. 11.2): Dies betrifft sowohl Erneuerbare-
Energien-Anlagen als auch KWK-Anlagen und vor allem auch den
Bestand. Der Kommissionsvorschlag sieht vor, dass der Einspeise-
vorrang fiir kleine Anlagen (unter 500 kW bzw. unter 250 kW ab
225 kW) erhalten werden kann. Der DIHK unterstiitzt generell
MaBnahmen, die die Marktintegration Erneuerbarer Energien vo-
rantreiben. Es ist jedoch sicherzustellen, dass fiir bestehende An-
lagen Bestandsschutz gewahrt wird.

Folgende Elemente sind im Berichtsentwurf zur Richtlinie positiv zu
betrachten:

—  Von der verpflichtenden Einfiihrung eines europdischen Daten-
formats fiir smart meter wird abgesehen (Art. 24.1): Die Mitglied-
staaten kdnnen sich darauf beschranken, ein Datenformat zu nut-
zen, dass die Interoperabilitat garantiert. Die Standards zur Si-
cherstellung der Interoperabilitdt werden von der Kommission
iiber einen Durchfiihrungsrechtsakt definiert. Auch ein europai-
sches Datenformat ist weiter vorgesehen. Es muss aber nicht
zwangslaufig von den Mitgliedstaaten genutzt werden.

—  Das Recht fiir Aggregatoren zur Marktteilnahme wird explizit auf
die GroBhandels- und Kapazitatsmarkte ausgeweitet. (Art. 17.3
Einleitung bzw. Art. 17.1)

—  Das Recht fiir Verteilnetzbetreiber, Ladepunkte fiir Elektroautos zu
besitzen und zu betreiben, wird weiter beschrankt (Art. 33.1 a
neu). Der Berichterstatter schldgt ein prinzipielles Verbot vor, von
dem nur in Ausnahmefallen abgewichen werden darf.

Andere wichtige Elemente des Berichtsentwurfs zur Richtlinie:

—  Das Verbot fiir Netzbetreiber, Speicher zu betreiben und zu besit-
zen, wird noch deutlicher formuliert (bspw. Art. 54.2 Einleitung).

Der DIHK wird sich weiter fiir die Beriicksichtigung von Anliegen ein-
setzen, die bisher nicht vom Parlament aufgegriffen wurden. Hierzu
zdhlen beispielsweise:

—  Die Harmonisierung der Netzentgeltstruktur sollte nicht von ACER
vorangetrieben werden, da die nationalen Gegebenheiten und Be-
diirfnisse sehr unterschiedlich sind. Es geniigt, allgemeine
Grundsatze europarechtlich zu verankern.

—  Bei nicht marktbasierten Einschrdnkungen sollte ein finanzieller
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Ausgleich fiir konventionelle Kraftwerke nicht bereits europa-
rechtlich vorgegeben werden.

—  Essollte deutlicher gemacht werden, dass die Netzbetreiber einer
Anschlusspflicht fiir Erneuerbare-Energien-Anlagen unterliegen,
gerade im Kontext der Abschaffung des Vorrangs in der Einsatz-
planung.

—  Die Regelenergiemarkte sollten noch starker fir die Nachfragesei-
te gedffnet werden. Hierzu sollten beispielsweise noch ambitio-
niertere Vorgaben zu LosgroBen und Vorhaltezeiten in die Verord-
nung aufgenommen werden. Auch ein pooling liber Regelzonen-
grenzen hinweg sollte ermdglicht werden.

—  Versorger sollten nicht dazu verpflichtet werden, dynamische
Stromtarife anzubieten.

—  Das Recht aktiver Kunden, Strom weiterzuverkaufen, sollte nicht
auf selbst erzeugten Strom beschrankt bleiben.

—  Die Regeln zur Integration von Elektroladesaulen in das Verteiler-
netz sollten aus der Richtlinie gestrichen werden.

—  Die Regeln zum Rollout von smart metern sollten nicht reformiert
werden, solange die aktuell geltenden Vorschriften noch nicht
vollstandig umgesetzt wurden. (JSch)

W Preisgrenzen fiir Marktkopplung: ACER konsul-
tiert bis Mitte September

Die europdische Agentur fiir die Zusammenarbeit der Energieregulie-
rungsbehdrden erbittet Kommentare zu ihren Vorschldgen beziiglich
Preisobergrenzen fiir Day-Ahead und Intraday-Strommaérkte in der EU.
Die nationalen Regulierungsbehdrden konnten sich nicht auf eine ge-
meinsame Position einigen. Die Konsultation lauft bis zum 15. Septem-
ber.

Die 2015 in Kraft getretene Leitlinie fiir die Kapazitdtsvergabe und das
Engpassmanagement (Netzkodex "CACM") sieht vor, dass

die nominierten Strommarktbetreiber (NEMOs) den Regulierungsbehor-
den der EU-Staaten Vorschldge fiir die Harmoniserung der Héchst- und
Mindestclearingpreise im Rahmen der Intraday- und Day-Ahead-
Marktkopplung unterbreiten. Dies ist im Februar 2017 geschehen. Die
nationalen Regulierungsbehdrden konnten sich im Anschluss jedoch
nicht auf eine gemeinsame Position einigen und haben ACER um eine
Entscheidung ersucht.

Die europiische Agentur hat am 24. August nun ihre Anderungsvor-
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schldge verdffentlicht:

—  Die Festlegung der Clearingpreise flir den Day-Ahead-Markt soll
so verdndert werden, dass der "Value of lost load" (Ist der Betrag,
den Stromnachfrager maximal bereit sind zu bezahlen, um eine
Unterbrechung der Stromversorgung zu vermeiden.) besser be-
riicksichtigt wird.

—  Konkret schlagt die Agentur vor, dass die Preisobergrenze erhoht
wird, sobald der Clearingpreis in einer oder mehreren Gebietszo-
nen 60 % des Hochstpreises erreicht hat. Verhindert werden soll
damit, dass die freie Preisbildung durch die Festsetzung techni-
scher Grenzen gestort wird.

—  Sobald der Héchstclearingpreis fiir den Day-Ahead-Markt durch
eine Anpassung den Hochstclearingpreis flir den Intraday-Markt
tbersteigt, soll letzterer durch eine Erhéhung angeglichen wer-
den.

Zudem bittet ACER alle Stakeholder, sich zu drei Levels fiir den Hochst-
clearingpreis fiir den Day-Ahead-Markt zu duBern:

—  Festlegung auf 3000 Euro pro MWh (Vorschlag der Nemos)
—  Erhéhung auf 5000 Euro pro MWh

— Anpassung an den Hochstclearingpreis des Intraday-Markts von 9
999 Euro pro MWh

Dariiber hinaus bittet ACER um eine Bewertung ihres Vorschlags, die
Umsetzung der Hochst- und Mindestclearingpreise ab spatestens 2019
sicherzustellen.

Die Konsultation lauft bis zum 15. September.

Die Leitlinie fiir die Kapazitatsvergabe und das Engpassmanagement
sieht vor, dass ACER spatestens sechs Monate nach dem Entschei-
dungsersuchen der nationalen Regulierungsbehdrden einen Entschluss
fasst. Die Ersuchen fiir den Day-Ahead-Markt und den Intraday-Markt
wurden Ende Juli und Anfang August gestellt, wodurch eine Entschei-
dung bis Ende dieses Jahres zu erwarten ist.

Die auf Grundlage des dritten Energiepakets verabschiedete Leitlinie
fiir die Kapazitdtsvergabe und das Engpassmanagement zielt darauf ab,
die Integration der Strommarkte in der EU voranzutreiben. Hierzu ist
vorgesehen, dass gemeinsame Regeln fiir die Berechnung von grenz-
iiberschreitenden Ubertragungskapazititen, die Definition von Gebots-
zonen und die Funktionsweise der Kurzfristmarkte festgelegt werden.
Das EU-Winterpaket wird diesbeziiglich voraussichtlich einige wichtige
substanzielle und verfahrensbezogene Veranderungen mit sich brin-
gen.

DHK-Bewertung: Der DIHK kommt nach einer ersten Analyse zu der
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Finschitzung, dass die vorgeschlagenen Anderungen in die richtige
Richtung gehen. Sie sollen sicherstellen, dass die technischen Preis-
grenzen die freie Preisbildung am Markt nicht behindern. Die Festle-
gung maglichst hoher Preisobergrenzen ist daher ratsam. Da die Mark-
te sich in einem tiefgreifenden Wandel befinden und Preisentwicklun-
gen schwer abzusehen sind, erscheint es auch sinnvoll, einen Anpas-
sungsmechanismus vorzusehen. (JSch)

B Agentur europdischer Energieregulierungsbehor-
den: EP-Berichterstatter unterstiitzt neue Kom-
petenzen

Die Europdische Kommission hat im Rahmen des Energie-Winterpakets
eine Starkung der europdischen Agentur fiir die Zusammenarbeit der
Energieregulierungsbehdrden ACER vorgeschlagen.

Der liberale Berichterstatter des Industrieausschusses Morten Helveg
Petersen (ADLE) unterstiitzt diesen Vorschlag in seinem Berichtsent-
wurf. Die Abgeordneten kénnen bis zum 14. September Anderungsan-
trage einreichen. Die Abstimmung im Ausschuss ist dann am 11. De-
zember geplant.

Die wichtigsten Punkte des Berichtsentwurfs:

— Im Falle der Nichteinhaltung der Ziele und Bestimmungen der
Strombinnenmarktverordnung und -Richtlinie sowie der Netzkodi-
zes und Leitlinien durch einen von ACER iiberwachten Marktak-
teur (Ubertragungsnetzbetreiber, nominierte Strommarktbetreiber,
Regionale Betriebszentren etc.) soll die Agentur sogar einen ver-
bindlichen Beschluss fassen kénnen. Ein Anderungsantrag zielt
auch darauf ab, das Beschlussverfahren so auszugestalten, dass
eine gerichtliche Priifung moglich ist.

—  Der dénische Europaabordnete schldgt jedoch vor, das Beschluss-
fassungsverfahren von ACER zu differenzieren. Regulierungsbe-
horden einer Region soll es mdglich sein, Beschliisse zu fassen,
wenn diese keine konkreten Auswirkungen auf den Energiebin-
nenmarkt haben. ACER entscheidet in solch einem Fall nur, wenn
die nationalen Regulierungsbehdrden einer Region sich nicht eini-
gen kdnnen. Der Kommissionsvorschlag sieht vor, dass Entschei-
dungen von regionaler Bedeutung in regionalen Unterausschiissen
von ACER getroffen werden.

—  Die von der Kommission vorgeschlagene Beschlussfassung mit
einfacher Mehrheit im Verwaltungs- und Regulierungsrat wird
vom Berichterstatter unterstiitzt.

—  Die Uberwachung der von der Kommission vorgeschlagenen Regi-
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onalen Betriebszentren ("ROCs") soll von ACER Gibernommen wer-
den.

—  Zur Erfiillung ihrer Uberwachungsfunktionen soll ACER das Recht
erhalten, Informationen von den berwachten Marktakteuren an-
zufordern, wenn nationale Behdrden diese nicht fristgerecht lie-
fern.

—  Die Méglichkeit von ACER, Gebiihren zu erheben, wird auf die
Registrierung registrierter Berichtsmechanismen, die Meldung von
Handelsdaten und grundlegende Daten im Rahmen vom REMIT
und die Aufsicht iiber die Tatigkeiten der Ubertragungs- und Fern-
leitungsnetzbetreiber ausgeweitet. Dies soll zu einer besseren fi-
nanziellen Ausstattung der Agentur beitragen.

—  Die Position des Direktors von ACER wird ebenfalls gestarkt. So
wird beispielsweise eindeutig festgelegt, dass er fiir die Auswahl
und Ernennung von Personal und die Festlegung interner Verfah-
rensvorschriften der Arbeitsgruppen zustandig ist.

Bei einer ersten Aussprache zum Berichtsentwurf am 11. Juli haben
sich die sozialdemokratische und sozialistische S&D-Fraktion, die
rechtskonservativen "Europdischen Konservativen und Reformer" und
die Griinen deutlich fiir die vom Berichterstatter vorgeschlagene
Marschrichtung ausgesprochen. Lediglich die linksradikale Konfdderale
Fraktion der Vereinten Européischen Linken/Nordische Griine Linke hat
die Starkung von ACER abgelehnt. Die christdemokratisch-konservative
Europdische Volkspartei hat sich nicht an der Debatte beteiligt.

DIHK-Position

Der DIHK plddiert in seiner Stellungnahme zu den Gesetzesvorschldgen
zum Strombinnenmarkt dafiir, die Kompetenziibertragungen an ACER
auf klar definierte Bereiche zu beschranken, in denen eine européische
Beschlussfassung tatsdchlich ndtig ist. Das Subsidiaritatsprinzip sollte
eingehalten werden. Die aktuell im Kommissionsvorschlag enthaltene
Formulierung ,Regulierungsfragen grenziiberschreitender Bedeutung"
ist zu vage.

Dariiber hinaus sollten im Zuge einer klar begrenzten Kompetenzaus-
weitung die Stimmgewichtung bei Abstimmungen angepasst werden,
um die Reprasentativitdt sicherzustellen. Ein Ansatz ware, sich an der
Stimmgewichtung im Rat zu orientieren, die gréBeren Mitgliedstaaten
mehr Einfluss sichert. (JSch)
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W ETS: Klage gegen Benchmarks vom EuGH erneut
abgewiesen

Der Europédische Gerichtshof hat Ende Juli in einem Urteil klargestellt,
dass die von der Europdischen Kommission 2011 festgelegten "bench-
marks" fiir die kostenlose Zuteilung von CO2-Zertifikaten nicht im
Widerspruch zur Emissionshandelsrichtlinie stehen. Geklagt hatte Ar-
celorMittal vor einem franzdsischen Verwaltungsgericht.

Die von der Européischen Kommission verwandte Methodologie fiir die
Festsetzung der "Benchmarks" fiir die Zuteilung von Gratiszertifikate
an Industriebetriebe steht im Einklang mit der Emissionshandelsrichtli-
nie, so der Europdische Gerichtshof in einem Urteil vom 26. Juli

2017 (Rechtssache C-80/16). Geklagt hatte ArcelorMittal Atlantique et
Lorraine SASU vor dem Verwaltungsgericht Montreuil (bei Paris). Die
franzésischen Richter hatten den Gerichtshof in Luxemburg um eine
Vorabentscheidung ersucht.

Der Kldger hatte argumentiert, die Kommission hatte bei der Festle-
gung der Benchmark fiir HeiBmetall unrechtmaBig die Treibhaus-
gasemissionen, die mit fiir die Stromerzeugung wiederverwerteten
Restgasen verbunden sind, nicht beriicksichtigt. Die Luxemburger Rich-
ter teilen diese Auffassung nicht.

Widersprochen haben sie ebenfalls dem Klagegrund, die Kommission
sei ihrer Verpflichtung nicht nachgekommen, die genauesten und aktu-
ellsten wissenschaftlichen Erkenntnisse bei der Benchmark-Festlegung
zu beriicksichtigen.

Auch die Einbeziehung einer Anlage, die sowohl Eisenerzsinter als auch
Pellets herstellt, in die Referenzanlagen fiir die Festlegung des Bench-
marks fiir Eisenerzsinter wurde vom EuGH als rechtmiBig beurteilt.

Bereits im September 2016 hat der EuGh in einem anderen Ur-

teil (Rechtssache C-180/15) die von der Kommission zur Festlegung des
Benchmarks fiir HeiBmetall verwandte Methodologie fiir unionsrechts-
konform befunden. (JSch)

B Emissionshandel: EU und Schweiz verkniipfen
Systeme friihestens 2019

Nach mehrjdhrigen Verhandlungen haben sich die EU-Kommission und
die Schweizer Regierung bereits im letzten Jahr auf eine Verbindung

ihrer Emissionshandelssysteme verstandigt. Die Europdische Kommissi-
on hat nun am 16. August 2017 die Mitgliedstaaten gebeten, ihre Zu-


http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=193213&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=818383
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=193213&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=818383
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=183125&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=210839
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=183125&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=210839
https://ec.europa.eu/clima/sites/clima/files/ets/markets/docs/com_2017_428_en.pdf
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stimmung zur Unterzeichnung und Verabschiedung des Abkommens zu
geben.

Die Vereinbarung sieht eine gegenseitige Anerkennung der Emissions-
zertifikate vor. Dies bedeutet, dass europdische Unternehmen, die dem
ETS unterliegen, zur Einhaltung ihrer Verpflichtungen Schweizer Zerti-
fikate ersteigern konnen. Unternehmen mit Gberschiissigen Zertifikaten
kdnnen diese an Schweizer Abnehmer verkaufen. Das gleiche gilt fiir
die Nutzung von EU-Zertifikaten in der Schweiz.

Die Schweiz hat sich zudem dazu verpflichtet, den nationalen Luftver-
kehr mit Beginn der Verkniipfung in sein Handelssystem einzubeziehen.
Das Abkommen sieht vor, dass die Schweiz in diesem Bereich die euro-
paischen Regelungen libernimmt.

Die Kommission geht davon aus, dass die Mitgliedstaaten noch bis
Ende des Jahres den Weg fiir die Unterzeichnung des Abkommens eb-
nen. Daraufhin werden die EU und die Schweiz die technische Umset-
zung angehen. Ist diese abgeschlossen, wird das Abkommen ratifiziert
und tritt ein Jahr spater in Kraft. Die Kommission rechnet damit, dass
die Verbindung der Systeme friihestens 2019 wirksam wird. Das Euro-
padische Parlament muss dem Abschluss des Abkommens ebenfalls
zustimmen. Der Schweizer Bundesrat hat der Unterzeichnung Mitte Juli
bereits zugestimmt.

Die Verbindung der Handelssysteme soll die Liquiditat der Méarkte star-
ken und die Kosteneffizienz der Emissionsminderungen erhéhen. Die zu
erwartende Preiskonvergenz soll dariiber hinaus zu einer Angleichung
der Wettbewerbsbedingungen flir europdische und Schweizer Unter-
nehmen beitragen.

Das Schweizer Emissionshandelssystem ist seit 2013 verbindlich und
ahnelt in seiner Funktionsweise dem europdischen ETS. Aktuell sind 56
groBe CO2-intensive Unternehmen (aus Sektoren wie Zement, Chemie
und Pharma, Raffinerien, Papier, Fernwarme und Stahl) zur Teilnahme
verpflichtet. Die abgedeckten Emissionen (5,4 Millionen in 2015) sind
im Vergleich zum européischen ETS (etwa 1,8 Milliarden in 2015) rela-
tiv gering. Signifikante Auswirkungen der Verknlpfung auf Zertifikate-
preise sind deshalb nicht zu erwarten. (JSch)

B EU-Emissionshandel: Umweltausschuss schont
internationale Fliige nur auf Zeit

Ein Teil der Europaabgeordneten fordert, den Ausschluss internationaler
Fliige aus dem ETS nicht auf unbestimmte Zeit zu verlangern. Sie for-
dern eine vorhergehende Bewertung der Wirksamkeit des weltweiten
Emissionshandels fiir den Flugverkehr, den die Internationale Zivilluft-


https://ec.europa.eu/clima/sites/clima/files/ets/markets/docs/com_2017_428_en.pdf
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fahrtorganisation ab 2021 auf den Weg bringen will.

Internationale Fllige sollten, wie von der Europdischen Kommission
vorgeschlagen, auch weiterhin nicht in den EU-Emissionshandel (ETS)
einbezogen werden. Diese Auffassung vertritt der Umweltausschuss in
seinem am 11. Juli 2017 verabschiedeten Bericht.

Die Abgeordneten haben sich jedoch auch entschieden, den Druck auf
die Mitgliedslander der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation zu
erhohen. Diese verhandeln aktuell die Umsetzung eines internationalen
Emissionshandelssystems zur Einddmmung der Treibhausgasemissionen
internationaler Fllige, das ab 2021 in Kraft treten soll.

Der vom Umweltausschuss verabschiedete Bericht sieht vor, dass die
ETS-Ausnahmeregelung fiir internationale Fliige im Jahr Ende 2020
auslauft. Der Bericht regelt ebenfalls bereits im Detail, wie internatio-
nale Fliige mit Start oder Ziel innerhalb des Europdischen Wirtschafts-
raums anschlieBend ab 2021 in den europdischen Emissionshandel
einbezogen wiirden.

Die Abgeordneten erhoffen sich von diesem Ansatz, die Internationale
Zivilluftfahrtorganisation zu einer wirksamen Umsetzung des im Okto-
ber 2016 grundsatzlich beschlossenen weltweiten Emissionshandels fiir
den Flugverkehr zu drangen. Sollte der sogenannte globa-

le marktbasierte Handel von den EU-Institutionen als ausreichend be-
trachtet werden, wiirden das Parlament und der Rat die nun vorgese-
hene Einbeziehung internationaler Fliige in den europdischen Emissi-
onshandel nach 2020 wieder auBer Kraft setzen. Der Bericht des Um-
weltausschusses sieht vor, dass die Europdische Kommission spatestens
im Friihjahr 2020 eine Bewertung verdffentlicht, die u. a. auch das
Ambitionsniveau und die Wirksamkeit im Lichte des Pariser Klimaab-
kommens beleuchtet.

Die Position des Umweltausschusses muss noch im Plenum des Parla-
ments verabschiedet werden. Ob sich beim Votum in der ersten Sep-
temberhalfte eine Mehrheit findet, ist nicht abzuschdtzen. Der Trans-
portausschuss des Parlaments spricht sich in seiner unverbindlichen
Stellungnahme klar dafiir aus, den internationalen Flugverkehr endgiil-
tig aus dem Anwendungsbereich des ETS zu streichen.

Die Mitgliedstaaten im Rat haben sich am 21. Juni fiir den Vorschlag
der Kommission ausgesprochen, die bestehende Ausnahmeregel fiir den
internationalen Flugverkehr beizubehalten.

Parlament und Rat wollen sich bis Ende des Jahres auf einen Kompro-
miss einigen. (JSch)


http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bREPORT%2bA8-2017-0258%2b0%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fDE
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B GroBfeuerungsanlagen: Kommission verabschie-
det BVT-Schlussfolgerungen

Die BVT-Schlussfolgerungen zu GroBfeuerungsanlagen wurden am 31.

Juli 2017 von der Kommission in Form eines Durchflihrungsbeschlusses
verabschiedet. Die Verdffentlichung im Amtsblatt erfolgte am 17. Au-

gust.

Die Mitgliedstaaten miissen danach sicherstellen, dass GroBfeuerungs-
anlagen, wie beispielsweise Kraftwerke und Fernheizwerke, mit einer
Feuerungswarmeleistung von 50 MW oder mehr vier Jahre nach Verof-
fentlichung der Schlussfolgerungen die dort festgeschriebe-

nen Bandbreiten von Emissionsgrenzwerten einhalten. Laut Kommissi-
on sind hiervon in Europa 3500 Anlagen betroffen. In Deutschland wird
dies tiber eine Anderung der Verordnung tiber GroBfeuerungs-, Gastur-
binen- und Verbrennungsmotoranlagen (13. BImSchV) geschehen.
Deutschland wird bei der Umsetzung Emissionsbandbreiten nutzen
kénnen. Dariliber hinaus kénnen Behdrden befristet auch Ausnahmen
von den noch festzulegenden Grenzwerten gewahren.

Die BVT-Schlussfolgerungen wurden am 28. April 2017 bereits von den
Mitgliedstaaten mit qualifizierter Mehrheit verabschiedet. Deutschland
und einige andere Mitgliedstaaten hatten sich gegen die darin enthal-
tenen Emissionswerte fiir Stickoxid ausgesprochen.

Die BVT-Schlussfolgerungen werden zur Umsetzung der Richtlinie Gber
Industrieemissionen (2010/75/EU) im sogenannten Sevilla-Prozess
erarbeitet und letztlich von den Mitgliedstaaten und der Kommission
verabschiedet. Bisher wurden Regeln fiir zwdlIf Bereiche defi-

niert. (JSch)

B EU-Luftqualitats-Richtlinie: Fahrplan zum Fit-
ness-Check

Der Fitness-Check soll kldren, ob die EU-Richtlinie ihre Ziele zur Ver-
besserung der Umgebungsluft erreicht und ihre Regelungen dazu effek-
tiv, effizient, koharent und relevant sind. In dem Fahrplan skizziert die
EU-Kommission ihr Vorgehen: Unter anderem plant sie eine 12-
wdchige dffentliche Konsultation, Stakeholder-Treffen und Veranstal-
tungen. Das Verfahren soll im 4. Quartal 2019 abgeschlossen werden.

Die Kommission will in dem Fitness-Check die Wirkung der gesamten
EU-Luftqualitats-Richtlinie (2008/50/EG) und der sogenannten 4. Toch-
terrichtlinie (2004/107/EG) untersuchen. Die Richtlinien setzen Grenz-
werte flir mehr als 12 Luftschadstoffe. Zudem ermdglichen sie Mit-


http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017D1442&from=DE
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2017-3763998_en
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02008L0050-20150918
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gliedstaaten unter bestimmten Bedingungen eine Fristverlangerung
und definieren Methoden zur Uberwachung und Berichterstattung.

29 Vertragsverletzungsverfahren und das Uberschreiten von Grenzwer-
ten in 130 Stadten aus 23 Mitgliedstaaten wertet die Kommission als
Beleg fiir die fehlerhafte Umsetzung der Richtlinien. Zur Berlicksichti-
gung relevanter Untersuchungen weist sie u. a. auf diverse Studien der
Europdischen Umweltagentur und der Weltgesundheitsorganisation
hin, die insbesondere Gesundheitsgefahren durch die Luftbelastung in
Stadten untersuchen.

In Deutschland werden die Richtlinien in der Verordnung zur Durchfiih-
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (39. BImSchV) umgesetzt.
Sie ist Grundlage fiir zahlreiche Luftreinhalteplane in Deutschland.
Aufgrund der Uberschreitung der Stickstoffdioxidgrenzwerte in zahlrei-
chen Stddten lauft ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundes-
regierung, das kurz vor der Klageerhebung beim Européischen Ge-
richtshof steht.

Die Gesamtbewertung der Richtlinie durch den DIHK fallt gemischt aus.
Die aus den Qualitatskontrollen gewonnenen Informationen haben zu
einem deutlichen Erkenntnisgewinn zur Belastungssituation und zu den
Ursachen der Schadstoffbelastung gefiihrt. Konkrete Emissionsminde-
rungen konnten jedoch nur in geringem MaBe erzielt werden. Aktuell
erwarten Unternehmen Belastungen aufgrund von niedrigen NO2-
Grenzwerten. Diese wird Deutschland ohne MaBnahmen der Verkehrs-
beschrankung - auch {iber das Jahr 2020 hinaus - in einigen Stadten
nur schwer erreichen kdnnen. Die Grenzwerte sollten deshalb deutlich
vor Ende 2019 iiberpriift werden, um den Mitgliedstaaten einen realis-
tischen Pfad zur Grenzwerterreichung zu ermdglichen. Zudem sollte
durch den Fitness-Check die mangelnde Kohérenz der Regelung mit
den Richtlinien zur Emissionsminderung oder Energieeffizienz behoben
werden. Die Verringerung der Stickstoffoxidemissionen des Verkehrs
sollte primar durch europdische oder nationalstaatliche Richtlinien und
Verordnungen erfolgen, die eine nachhaltige Mobilitat in Stadten un-
terstiitzen. Der DIHK setzt sich auBerdem fiir eine Verbesserung der
Messverfahren ein. Sie sollten so verandert werden, dass ihre Ergebnis-
se verlasslich Riickschliisse auf mdgliche Gesundheitsgefahren bieten,
Datenverfiigbarkeit und -qualitat verbessern und den Vergleich von
Standorten zulassen. (HAD, LM)
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B Energieverbrauchskennzeichnung - Neuerungen
treten in Kraft

Mit dem Inkrafttreten der neuen Rahmenverordnung zur Energiever-
brauchskennzeichnung am 1. August 2017 wird der Rechtsrahmen fiir
die schrittweise Umstellung vom A+++-Label zum neuen A-G-Label
wirksam. Die Rahmenverordnung gilt in jedem Européischen Mitglied-
staat unmittelbar und muss nicht erst in nationales Recht umgesetzt
werden.

Das Energielabel ist eine Energieverbrauchskennzeichnung, die Ver-
braucher liber bestimmte Produkteigenschaften aufklart, wie z. B. die
Energieeffizienz oder Emissionen durch den Betrieb eines Produkts. Die
gesetzliche Grundlage war die EU-Richtlinie zur Energieverbrauchs-
kennzeichnung (Richtlinie 2010/30/EU). In produktspezifischen Verord-
nungen (sog. delegierte Rechtsakte) sind fiir jede einzelne Produkt-
gruppe die Details zu den Anforderungen an die Etiketten geregelt.
Diese bleiben jeweils so lange weiter in Kraft, bis sie durch einen neuen
delegierten Rechtsakt fiir die entsprechende Produktgruppe ersetzt
werden.

Das Inkrafttreten der EU-Energielabel-Verordnung (Verordnung (EU)
2017/1369) fiihrt fiir Hersteller, Handler und Importeure bereits seit
dem 1. August zu einer Reihe von Anderungen, die sofort wirksam sind
und beachtet werden miissen. Beispielsweise miissen Lieferanten nicht
mehr ,unverziiglich” den Handlern fehlende gedruckte Etikette nachlie-
fern, sondern nach Aufforderung innerhalb fiinf Arbeitstagen. Des Wei-
teren missen Lieferanten und Handler stérker auf die Effizienzklasse
des Produktes in der Werbung verweisen. Lieferanten und Handler
diirfen nur fir Produkte, die von der Rahmenverordnung und entspre-
chenden delegierten Rechtsakten erfasst sind, Energie-Etiketten liefern
oder ausstellen. Das Nachbilden von Etiketten fiir nicht erfasste Pro-
dukte ist unzulassig.

Die EU-Kommission richtet zudem eine Produktdatenbank ein, die aus
einem oOffentlich zuganglichen Teil und einem sog. Konformitatsteil
besteht. Die Produktdatenbank soll der Unterstiitzung der Marktiber-
wachungsbehdrden sowie der Bereitstellung jederzeit aktueller Infor-
mationen iiber Produkte und deren Energieetiketten und von Produkt-
datenblattern fiir die Offentlichkeit dienen. Die Produktdatenbank soll
ab Januar 2019 abrufbereit sein.

Als Hilfestellung erstellt der DIHK ein Merkblatt zu der neuen Regelung
zur EU-Energieeffizienzkennzeichnung, um die neuen Pflichten der
Lieferanten und Handler darzustellen. (MBe, LM)


http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R1369&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R1369&from=DE
http://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2017/06/26-clearer-energy-labelling/
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B Bundesweite Wilzung der Ubertragungsnetzent-

gelte

Auf den letzten Metern der Legislaturperiode ist das intensiv diskutier-
te Gesetz zur Modernisierung der Netzentgeltstruktur (NEMoG) be-
schlossen worden. Kernpunkt ist die bundesweite Walzung der Netz-
entgelte zur Finanzierung der Stromibertragungsnetze und deren Be-
trieb. Der ausgehandelte Kompromiss sieht zudem ein Einfrieren der
vermiedenen Netzentgelte fiir steuerbare Erzeugungsanlagen vor.

Fiir die Ausgestaltung einer bundesweiten Wilzung der Ubertragungs-
netzentgelte sind folgende Regelungen vorgesehen:

Die Ubertragungsnetzentgelte sollen von 2019 bis

2022 schrittweise angeglichen werden. Die Angleichung soll in
moglichst gleich groBen Schritten erfolgen, so dass ab dem 1. Ja-
nuar 2023 die Ubertragungsnetzentgelte bundesweit einheitlich
hoch sind. Die Details der Ausgestaltung sollen in einer Rechts-
verordnung geklart werden. Die Angleichung fiihrt zu einer Ent-
lastung der Verbraucher in den Regelzonen von Tennet und
50Hertz und zu einer hdheren Belastung von Verbrauchern in den
Regelzonen von Amprion und TransnetBW.

Aus den Ubertragungsnetzentgelten werden zudem die auch bis-
her schon bundesweit gewalzten Kosten fiir die Offshore-
Anbindung ab 2019 ebenfalls schrittweise herausgenommen und
in die bisherige Offshore-Haftungsumlage verlagert. Die Offshore-
Anbindungskosten haben ein jahrliches Volumen von derzeit rund
1,2 Mrd. Euro. Die Verlagerung der Offshore-Anbindungskosten

in die Offshore-Umlage dient einer zumindest teilweisen Kompen-
sation der Belastung von energieintensiven Industriebetrieben in
den Regelzonen von Amprion und TransnetBW durch die bundes-
weite Angleichung der UNB-Entgelte. Gleichzeitig erfolgt eine
Anpassung der Voraussetzungen fiir die Wahrnehmung reduzier-
ter Satze der Offshore-Haftungsumlage. Die Entlastungsregelun-
gen werden an die Voraussetzungen der besonderen Ausgleichsre-
gelung fiir die EEG- und KWK-Umlage gekniipft. Die Verlagerung
der Offshore-Anbindungskosten fiihrt damit insbesondere zu einer
Schlechterstellung von Unternehmen, die nach der bislang giilti-
gen Systematik eine reduzierte Offshore-Haftungsumlage zahlen
oder die Mdglichkeit fiir individuelle Netzentgelte (Bandlast, Aty-
pik) wahrnehmen, aber nicht die Voraussetzungen fiir die beson-
dere Ausgleichsregelung erfiillen.

Nach Einschdtzung des DIHK ist es wichtig, die durch die regionale
Umverteilung besonders betroffenen Unternehmen zu entlasten. Der
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dafiir gewahlte Mechanismus der Verlagerung der Offshore-
Anbindungkosten geht aber ein weiteres Mal insbesondere zu Lasten
derjenigen (mittelstandischen) Industriebetriebe, die die Voraussetzun-
gen fiir die besondere Ausgleichsregelung nicht erreichen.

Fiir die kiinftige Ausgestaltung der vermiedenen Netzentgelte (VNNE)
ist vorgesehen:

— Die vermiedenen Netzentgelte werden in einem ersten Schritt ab
dem Jahr 2018 auf dem Niveau von 2016 (urspriinglich war das
Niveau von 2015 geplant) eingefroren.

—  Die vermiedenen Netzentgelte fiir volatil einspeisende Erzeu-
gungsanlagen (Bestand) sollen dariiber hinaus in drei Schritten
abgeschafft werden, so dass ab 2021 keine vermiedenen Netzent-
gelte mehr fiir diese Anlagen gezahlt werden. Fiir Neuanlagen
wird es ab 1. Januar 2018 keine vermiedenen Netzentgelte mehr
geben. Da die vNNE in der EEG-Vergiitung Beriicksichtigung fin-
den, ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen fiir die EEG-
Anlagenbetreiber. Das Auslaufen der vNNE fiir volatil einspeisende
Erzeugungsanlagen fiihrt aber zu einer Kostenverlagerung
von den (regionalen) Netzentgelten auf die (bundesweit einheitli-
che) EEG-Umlage. Neben der regionalen Umverteilung erfolgt eine
Umverteilung zugunsten von Unternehmen in der besonderen
Ausgleichsregelung und zu Lasten von Unternehmen,
die individuelle Netzentgelte nutzen, aber nicht die besonde-
re Ausgleichsregelung wahrnehmen kdnnen. Durch das Ende der
Zahlung der vNNE fiir nicht steuerbare Anlagen werden unter dem
Strich Regionen mit einem hohen Anteil an Wind- und Solaranla-
gen entlastet.

—  Die vermiedenen Netzentgelte fiir steuerbare Erzeugungsanlagen
entfallen flir Neuanlagen ab dem 1. Januar 2023. Der bereits im
KWKG 2017 vorgesehene Wegfall der vermiedenen Netzentgelte
wird bei den KWK-Ausschreibungen fiir Neuanlagen im Segment 1
bis 50 MW eingepreist, insofern ergeben sich also kei-
ne finanziellen Belastungen fiir kiinftige Anlagenbetreiber. Ein
Auslaufen der vermiedenen Netzentgelte fiir steuerbare Erzeu-
gungsanlagen ergibt sich iiber das "natiirliche Ende" der heutigen
Bestandsanlagen. Zu klaren ist noch, ob und ab
wann Erzeugungsanlagen bei Modernisierungen und Ersatz als
Neuanlagen gelten werden.

Der DIHK hatte sich fiir ein Auslaufen der vermiedenen Netzentgelte
moglichst in einem kiirzeren Ubergangszeitraum als den in der Kabi-
nettsfassung vorgesehenen 10 Jahren ausgesprochen. Dies ist im Kom-
promiss berticksichtigt. Zugleich wird richtigerweise nicht in die Wirt-
schaftlichkeit von steuerbaren Bestandsanlagen eingegriffen. (Fl, Bo)
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B Netzentgelte: Schwiarzungen in Entgelt- und
Kostenentscheidungen

Der Wissenschaftliche Arbeitskreis fiir Reqgulierungsfragen bei der Bun-
desnetzagentur (BNetzA) hat ein Positionspapier zur Verdffentlichung
von Entgelt- und Kostenentscheidungen veréffentlicht. Danach wird
die von der BNetzA in einem Hinweispapier dargelegte kiinftige Verof-
fentlichungspraxis unterstiitzt.

Die Schwarzungen in den zu vertffentlichen Entgelt- und Kostenent-
scheidungen der Bundesnetzagentur stehen schon langer in der Diskus-
sion. Mit einem Hinweispapier zu "Umgang und Reichweite zulassiger
Schwérzungen" hatte die BNetzA im Marz 2017 eine angepasste Verof-
fentlichungspraxis angekiindigt und erldutert. Damit werden auch
entsprechende Vorgaben der 2016 novellierten Anreizregulierungsver-
ordnung (ARegV) fiir mehr Transparenz umgesetzt.

Der Wissenschaftliche Arbeitskreis fiir Requlierungsfragen (WAR) bei
der Bundesnetzagentur hat die neue Verdffentlichungspraxis und ihre
Begriindungen untersucht und unterstiitzt die Auslegung der BNetzA.
Insbesondere sieht der WAR - wie die BNetzA - in der bisher gelibten
Verwaltungspraxis einen unausgewogenen Interessenausgleich zwi-
schen Transparenz flir Netznutzer einerseits und berechtigten Geheim-
haltungsinteressen der Netzbetreiber andererseits. Gleichwohl bestatigt
der WAR die Auffassung der BNetzA, dass

—  Netzbetreiber auch als Monopolisten und in &ffentlicher Hand
befindlich in einem Wettbewerb in vor- und nachgelagerten
Markten ausgesetzt sind, aus denen sich Betriebs- und Geschéfts-
geheimnisse begriinden kdnnen,

— hochaggregierte Daten kein Betriebs- und Geschaftsgeheimnis
darstellen,

—  hohe Nutzungs- und Abschreibungsdauern technischer Anlagen
auch bei Werten &lter als fiinf Jahre ein Betriebs- und Geschéfts-
geheimnis begriinden kdnnen und

—  Daten, die die BNetzA oder die Netzbetreiber aufgrund gesetzli-
cher Vorgaben verdffentlichen, keine Betriebs- und Geschaftsge-
heimnisse sind.

Die WAR-Stellungnahme ist auf der Internetseite der Bundesnetzagen-
tur unter folgendem Link verdffentlicht. Entgeltbeschliisse sind in der
Beschlussdatenbank der BNetzA verdffentlicht (Beschlusskammern 4, 8
und 9). (FI)



https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Allgemeines/Bundesnetzagentur/WAR/WARStellungnJuli2017Transparenz.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://beschlussdatenbank.bundesnetzagentur.de/
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B Netzausbau: SuedLink und SuedOstLink

Der Prozess der Bundesfachplanung fiir die HGU-Trassen SuedLink und
SuedOstLink schreitet voran. Nachdem die Vorhabentriger (Tennet und
TransnetBW fiir den SuedLink und 50Hertz und Tennet fiir den Sue-
dOstLink) im Marz ihre Antrége auf Bundesfachplanung eingereicht
hatten, hat die Bundesnetzagentur entlang der Trassenabschnitte &f-
fentliche Antragskonferenzen durchgefiihrt. Nachster Verfahrensschritt
ist die Festlegung eines Untersuchungsrahmens, in dem Vorgaben fiir
die Erstellung der erforderlichen Unterlagen nach § 8 NABEG (Raum-
vertriglichkeitsstudie und Strategische Umweltpriifung) definiert wer-
den. Darauf aufbauend wird die Bundesnetzagentur die Bundesfach-
planung mit der Entscheidung tiber 500 bis 1000 Meter breite Trassen-
korridore abschlieBen. Der genaue Verlauf der Leitung innerhalb dieses
Korridors erfolgt im anschlieBenden Planfeststellungsverfahren.

SuedLink

0b der SuedLink iiber Thiiringen oder Hessen gefiihrt werden soll, steht
derzeit im Zentrum der Diskussionen um die Trassenfiihrung. Tennet
und TransnetBW haben einen Vorschlagskorridor Gber Thiirin-

gen (Abschnitt C von Bad Gandersheim/Seesen nach Gerstungen und
Abschnitt D (Gerstungen nach Arnstein) in das Verfahren eingebracht.
Dazu hat das Land Thiiringen bei den Antragskonferenzen einen raum-
lichen Alternativvorschlag liber Hessen eingebracht.

Die Bundesnetzagentur hat die Vorhabentrager nun dazu aufgefordert,
den Thiringer Vorschlag bis zum 20. November 2017 grob zu priifen.
Die Grobpriifung soll die Bundesnetzagentur in die Lage versetzen, eine
Entscheidung dariiber zu treffen, ob der Vorschlag ernsthaft in Be-
tracht kommt und damit im weiteren Verfahren zu berlicksichtigen ist.
Link

SuedOstLink

Einen echten Schritt vorangekommen in der Bundesfachplanung ist der
Abschnitt A von Wolmirstedt nach Raum Naumburg/Eisenberg. Hier hat
die Bundesnetzagentur am 7. August 2017 auf Grundlage der Erkennt-
nisse auf den Antragskonferenzen und der eingegangenen schriftlichen
Stellungnahmen den Untersuchungsrahmen festgelegt (Link). Darin
werden die Anforderungen an die durch die Vorhabentrdger zu erstel-
lenden Beitrage (Raumvertraglichkeitsstudie, Bewertung der Umwelt-
auswirkungen, Einschatzungen Uber die Betroffenheit von sonstigen
privaten und 6ffentlichen Belangen, Prognose zur Realisierbarkeit min-
destens eines Konverterstandortes, Gesamtbeurteilung und Alternati-
venvergleich) definiert. Dabei ist unter anderem zu beriicksichtigen,
dass eine Reihe von Gebietskdrperschaften die Priifung des Einsatzes
einer Freileitung statt der prioritdren Erdverkabelung beantragt haben.


https://www.netzausbau.de/leitungsvorhaben/bbplg/03/D/BBPlG-3ASD-TabB-Status.html
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Vorhaben/BBPlG/05/A/BFP5-AUntersuchungsrahmen.pdf?__blob=publicationFile
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Die Bundesnetzagentur erwartet die Einreichung der Unterlagen durch
die Vorhabentrdger im 2. Quartal 2018. Link (FI)

B Netzentwicklungsplan Strom (NEP) 2030

Die Bundesnetzagentur hat ihre Priifungsergebnisse zu den zweiten
Entwiirfen des Netzentwicklungsplans Strom (NEP) und des Offshore-
Netzentwicklungsplan (0-NEP) mit dem Zieljahr 2030 zur Konsultation
verdffentlicht. Stellungnahmen kdnnen bis zum 16. Oktober eingereicht
werden.

Auf Grundlage der Strom-Netzentwicklungsplane werden regelmaBig
die vorrangigen Optimierungs-, Verstarkungs- und AusbaumaBnahmen
im Ubertragungsnetz iiberpriift und dann im Bundesbedarfsplangesetz
festgeschrieben. Die vorldufigen Priifungsergebnisse bestatigen die in
der aktuellen Fassung des Bundesbedarfsplangesetzes ausgewiesenen
Vorhaben. Dariiber hinaus sehen die Ubertragungsnetzbetreiber (UNB)
und die BNetzA vor allem Verstarkungsbedarf, wobei die BNetzA von
160 MaBnahmen, die die UNB vorgeschlagen haben, nur 90

als vorrangig bewertet. Unter den zusatzlichen Vorhaben sind nur
zwei Neubautrassen an Land und jeweils eine Anbindungsleitung in der
Nord- und Ostsee.

Frist flir Stellungnahmen ist der 16. Oktober 2017. Alle Informationen
zu den zweiten Entwiirfen von NEP und O-NEP 2030, die vorlaufigen
Priifungsergebnisse der BNetzA und ein Online-Formular zur Einrei-

chung von Stellungnahmen sind unter folgendem Link verdffentlicht.

(F)

B DIHK veroffentlicht Positionspapier zur alterna-
tiven Finanzierung des EEG

Der DIHK-Vorstand hat Ende Juni ein Positionspapier zur alternativen
Finanzierung der EEG-Umlage veroffentlicht. Er spricht sich dafiir aus,
Teile der EEG-Umlage aus Haushaltsmitteln zu finanzieren. Diese MaB-
nahme ist geeignet, die EEG-Umlage sofort deutlich zu senken. Gleich-
zeitig wiirde durch die Steuerfinanzierung eines Teils der Kosten dem
gesamtgesellschaftlichen Anspruch des Projekts Energiewende Rech-
nung getragen. Aus DIHK-Sicht sollten zur Finanzierung des EEG Steu-
ermittel in Hohe des Volumens der Stromsteuer (rund 7 Mrd. Euro p. a.)
verwendet werden.

Anstatt oder zuséatzlich zu einer Finanzierung aus dem laufenden
Haushalt kénnten Teile der aufgelaufenen EEG-Kosten in einen sog.


https://www.netzausbau.de/leitungsvorhaben/bbplg/05/A/BBPlG-5ASA-TabB-Status.html
https://www.netzausbau.de/bedarfsermittlung/2030/nep-ub/de.html
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Streckungsfonds flieBen. Die EEG-Umlage wiirde bei einem Wert x
gedeckelt und die dariiber hinausgehenden Kosten aus dem Fonds be-
glichen. Dieser Fonds wiirde diese Kosten so lange in die Zukunft verla-
gern, bis die EEG-Umlage unter den festgelegten Deckelwert fallt. An-
schlieBend wiirden die Stromkunden den Fonds sukzessive abbezahlen.
Darin liegt aber auch ein zentrales Problem einer Fondsldsung: Die
EEG-Umlage bliebe fiir einen langen Zeitraum hoch, um dadurch den
Fonds abzuldsen. Die Wirtschaft wiirde in der Zukunft erstmal nicht
von einer sinkenden EEG-Umlage profitieren. Zudem steht er als Schat-
tenhaushalt im Widerspruch zur Schuldenbremse und kann zusatzliche
Kosten (Zinszahlungen, Verwaltungskosten) verursachen. Der DIHK
sieht daher eine Fondsldsung nicht als gleichwertige MaBnahme zur
Steuerfinanzierung an. Allenfalls kdnnte sie eine erganzende MaBnah-
me sein.

Eine Ausweitung der EEG-Umlage auf andere Sektoren (Sektorenkopp-
lung) kann die EEG-Umlage erheblich reduzieren und schneidet damit
bei der Effektivitat gut ab. Sie muss jedoch hinsichtlich mdglicher
Auswirkungen auf die Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft und der
politischen Durchsetzbarkeit differenziert betrachtet werden. Der DIHK
empfiehlt deshalb, diese Option hinsichtlich der wirtschaftlichen, poli-
tischen und rechtlichen Konsequenzen ausfiihrlich und in Ergdnzung zu
anderen MaBnahmen zu priifen. Die Ausweitung kann - dhnlich wie
eine CO2-Steuer oder -Abgabe - zu erheblichen Verteilungseffekten
fiihren. Eine Einbeziehung der industriellen Prozesswarme scheidet von
vornherein aus, weil dies fiir deutsche Unternehmen weitere Kosten-
nachteile gegeniiber ausldndischen Standorten bedeuten wiirde.

Sie finden das Positionspapier hier. (Bo, tb)

B Teilnahme an Regelenergiemarkten wird erleich-
tert

Was schon lange angekiindigt war, wird nun umgesetzt: Die beiden
Regelenergiemarkte fiir Sekundarregelleistung und Minutenreserve
werden umgestaltet und dadurch leichter fiir erneuerbare Energien und
Nachfragelasten zugédnglich. Angepasst werden MindestgroBen, Ange-
botszeitscheiben sowie der Vorlauf. Das gab die Beschlusskammer 6 der
Bundesnetzagentur bekannt.

Eckpunkte Sekundarregelmarkt:

—  Die Ausschreibung endet am Vortrag der Erbringung um 8:00 Uhr.
Erfolgreiche Bieter werden bis 9:00 Uhr {iber einen Zuschlag in-
formiert.

—  DerTag wird in sechs gleichgroBe Produktzeitscheiben eingeteilt:


https://www.dihk.de/themenfelder/innovation-und-umwelt/energie/energiewende/positionen
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0:00 bis 4:00 Uhr, 4:00 bis 8:00 Uhr usw.

—  Die MindestgroBe von Geboten liegt sowohl bei positiver wie
negativer Regelleistung bei 5 MW. Angebote ab 1 MW sind aber
zuldssig, wenn nur ein einziges Angebot je Produktzeitscheibe ei-
nes Anbieters in der jeweiligen Regelzone eingereicht wird.

—  Pooling von Anlagen bleibt méglich.

—  Der Zuschlag erfolgt in aufsteigender Reihung der Leistungspreise
bis zur Bedarfsdeckung. Die Leistungsvorhaltung wird mit dem
vom Anbieter bei der Gebotsabgabe geforderten Leistungspreis
vergttet.

—  Der Abruf der Sekundarregelenergie erfolgt in aufsteigender Rei-
hung der Arbeitspreise (Merit-Order) der bezuschlagten Gebote.
Der Abruf wird mit dem vom Anbieter gebotenen Arbeitspreis ent-
golten.

Die Entscheidung der Beschlusskammer 6 zum Sekundarregelmarkt
kann hier abgerufen werden.

Eckpunkte Minutenreserve, soweit abweichend von der Sekundarre-
gelleistung:

—  Die Ausschreibung endet am Vortrag der Erbringung um zehn Uhr.
Erfolgreiche Bieter werden bis elf Uhr (iber einen Zuschlag infor-
miert.

—  Die Entscheidung der Beschlusskammer 6 zur Minutenreserve
kann hier abgerufen werden. (Bo, Fl)

B Bundestag verabschiedet Mieterstromgesetz

Kiinftig wird auch sog. Mieterstrom nach dem EEG geférdert, wenn es
sich um Strom aus Photovoltaikanlagen (PV) handelt, die nicht gréBer
als 100 kW sind. Das hat der Bundestag mit der Verabschiedung des
Mieterstromgesetzes beschlossen, welches das EEG entsprechend an-
dert. Wie gewdhnlich gab es einige Anderungen gegeniiber dem Regie-
rungsentwurf.

Die Eckpunkte des Gesetzes im Uberblick:

—  Fir den verbrauchten Strom muss die volle EEG-Umlage abgefihrt
werden. Dafiir erhalten die Anlagen eine Vergiitung aus dem EEG-
Topf. Dieser ist nach AnlagengroBe gestaffelt. Vom anzulegenden
Wert nach EEG einer PV-Anlagen (Forderung des Stroms, wenn er
in ein 6ffentliches Netz eingespeist wiirde) werden 8,5 Cent/kWh
abgezogen.

—  Gestrichen wurde der Bezug, dass Mieterstrom nur innerhalb des


https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Service-Funktionen/Beschlusskammern/1BK-Geschaeftszeichen-Datenbank/BK6-GZ/2015/2015_0001bis0999/BK6-15-158/BK6-15-158_download_Beschluss_vom_13_06_2017.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Service-Funktionen/Beschlusskammern/1BK-Geschaeftszeichen-Datenbank/BK6-GZ/2015/2015_0001bis0999/BK6-15-159/BK6-15-159_download_Beschluss_vom_13_06_2017.pdf?__blob=publicationFile&v=2

ECO

Deutscher Industrie- und Handelskammertag

Meldefrist endet nun
erstam 31.12.2017

07

05.09.2017

Gebadudes geliefert und verbraucht werden kann. Der Anwen-
dungsbereich wurde damit erweitert. Der Strom kann auch in an-
deren Wohngebauden verbraucht werden, so lange diese im un-
mittelbaren raumlichen Zusammenhang mit der PV-Anlage stehen
und das offentliche Netz nicht genutzt wird.

Mieterstrom kann nur in Gebduden erzeugt und verbraucht wer-
den, in denen mindestens 40 Prozent der Gebdudeflache dem
Wohnen dienen. Der Verbrauch ist aber nicht auf private Haushal-
te beschrénkt, so dass auch Unternehmen, die in solchen Gebau-
den sitzen, EEG-geforderten Mieterstrom beziehen kdnnen.

Die Zwischennutzung eines Speichers ist mdglich. Der Vergii-
tungsanspruch besteht dann aber nur fiir ausgespeicherten und
nicht fiir eingespeicherten Strom. D. h.: Speicherverluste werden
nicht geférdert.

Der Mieterstromzuschlag wird in jedem Jahr hdchstens fiir ein
Volumen von 500 MW gewahrt. Wird diese Grenze erreicht, wer-
den noch bis zum Ende des darauffolgenden Monats Anlagen auf-
genommen. Die Mengen, um die die 500 MW {berschritten wer-
den, werden im Folgejahr abgezogen. Die Bundesnetzagentur gibt
bekannt, wann nicht mehr geférdert wird.

Die Bundesregierung wird bis zum 30. September 2019 einen
Erfahrungsbericht zum Mieterstrom vorlegen.

Die Anderungen durch das Mieterstromgesetz am EEG finden Sie
hier. (Bo)

B Mieterstromgesetz dndert Rechtsnachfolgerege-

lung fiir Eigenerzeugungsbestandsanlagen

Im EEG 2017 war ein Passus (§ 61f) zur Rechtsnachfolge bei Eigener-
zeugungsbestandsanlagen eingefiigt worden. Dieser war aufgrund der
Anderungen des EEG 2014 mit der klaren Personenidentitit zwischen
Anlagenbetreiber und Stromverbraucher notwendig geworden.

Folgende Anderungen am § 61f gibt es:

Bisher mussten Anderungen bei der Rechtsnachfolge bis zum 31.
Mai 2017 der Bundesnetzagentur bekannt gegeben werden, um
das Bestandsprivileg zu erhalten. Da bis jetzt keine beihilferechtli-
che Genehmigung dafiir vorliegt, wurde dieser Termin jetzt auf
den 31. Dezember 2017 verschoben.

Neu eingefiigt wurde eine Regelung (§ 61f Absatz 1 Satz 1 Buch-
stabe c), die eine Rechtsnachfolge in Konstellationen regelt, in
denen der urspriingliche Letztverbraucher lediglich liber ein antei-


http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/129/1812988.pdf
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liges vertragliches Nutzungsrecht an einer bestimmten Erzeu-
gungskapazitit der Stromerzeugungsanlage verfiigte ("Scheiben-
pacht"). Der Rechtsnachfolger muss die Anlage aber spatestens
seit dem 31. Juli 2014 betreiben.

—  Der neu eingefligte Satz 2 in § 61f Absatz 1 EEG 2017 bestimmt,
dass es fiir die Fristwahrung der Rechtsnachfolge genligt, wenn
bei einer ins Handelsregister einzutragenden Rechtsnachfolge die
Anmeldung zur Eintragung vor dem 1. Januar 2017 erfolgte, auch
wenn die Eintragung und damit die eigentliche Rechtsnachfolge
erst nach dem 31. Dezember 2016 erfolgt ist.

—  Derin§61f EEG 2017 neu eingefligte Absatz 2 ermdglicht auch
solchen Letztverbrauchern eine Berufung auf die Privilegien dlte-
rer Bestandsanlagen des § 61d und des § 61e EEG 2017, die die
Anlage vor dem 1. September 2011 zwar nicht selbst betrieben
haben, die zu diesem Zeitpunkt jedoch schon iiber ein anteiliges
vertragliches Nutzungsrecht an einer bestimmten Erzeugungska-
pazitdt derselben Stromerzeugungsanlage verfiigten. Vorausset-
zung ist jedoch, dass die Anlage bereits vor dem 1. August 2014
betrieben wurde. Ein anteiliges vertragliches Nutzungsrecht reicht
nicht aus.

—  Der neu eingefiigte Absatz 3 gewahrt Anlagenbetreibern (Rechts-
nachfolgern) ein Leistungsverweigerungsrecht gegentiber dem An-
spruch auf Zahlung der EEG-Umlage fiir den Zeitraum vor Inkraft-
treten des EEG 2017.

Der Wortlaut der Regelung kann hier abgerufen werden. (Bo)

B Bundestag verabschiedet Anderungen bei Offs-
hore-Ausschreibungen

Mit dem Mieterstromgesetz wurden auch die Regelungen der Aus-
schreibungen flir Windanlagen auf See gedndert. So wurde festgelegt,
dass keine negativen Gebote abgegeben werden diirfen. Der Hochst-
wert wurde von 12 auf 10 Cent/kWh gesenkt. Mit beiden MaBnahmen
reagierte der Gesetzgeber auf die erste Runde der Ausschreibung mit
drei Geboten zu 0 Cent/kWh.

Ohne die Festlegung, dass Gebote nicht negativ sein diirfen, hatte sonst
ein Wettlauf um das negativste Gebot einsetzen kénnen. Negative
Werte kann die Marktpramie im Berechnungssystem aber nicht an-
nehmen, so dass die Bieter keine Folgen zu tragen hatten. In Zukunft
wird die Bundesnetzagentur negative Gebote von der Vergabe aus-
schlieBen. (Bo)


http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/129/1812988.pdf
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m Einige Anderungen bei den KWK-

Ausschreibungen

Sowohl das KWK-Gesetz als auch die KWK-Ausschreibungsverordnung
haben im parlamentarischen Verfahren einige Anderungen erfahren, fiir
die sich der DIHK eingesetzt hatte. Damit steht der Ausschreibung der
"normalen” KWK-Anlagen bis Ende des Jahres und der innovativen
KWK-Systeme im kommenden Jahr nichts mehr im Wege.

Folgende wichtigen Anderungen gab es:

Die Einspeisung in geschlossene Verteilnetze wird der Einspeisung
in das offentliche Netz gleichgestellt. Es muss kein Nachweis
mehr erbracht werden, dass die Einspeisung in ein geschlossenes
Verteilnetz nicht mit wirtschaftlichen Vorteilen verbunden ist.

2019 wird die Bundesregierung eine Verordnung vorlegen, mit der
Hochtemperaturprozesse in KWK-Systemen per Ausschreibung
geférdert werden sollen.

Es gibt keinen Aufwuchs der Ausschreibungsmenge fiir innovative
KWK-Systeme. Die jahrliche Aufteilung betrdgt daher 150 MW
"normale” KWK-Anlagen und 50 MW innovative KWK-Systeme.

Die Anforderungen an den Warmetransformationsplan bei den
innovativen KWK-Systemen wurden deutlich heruntergefahren. So
muss nur noch nachvollziehbar und nicht mehr detailliert fiir zehn
statt 15 Jahre dargelegt werden, wie die Dekarbonisierung des
Warmenetzes vorangebracht werden soll.

Die Sicherheitsanforderung fiir Gebote wurde von 100 Euro/kW
auf 70 Euro/kW gesenkt. Entsprechend angepasst wurden auch
die zu zahlenden Ponalen.

Die Zuschlagszahlungen pro Jahr wurden von 3.000 auf 3.500
Vollbenutzungsstunden angehoben.

Der Anteil von 30 Prozent erneuerbarer Warme bei den innovati-
ven KWK-Systemen blieb erhalten. In den ersten fiinf Jahren kann
aber auch die Verbrennung von Biomethan mit maximal flinf Pro-
zentpunkten angerechnet werden.

Ein elektrischer Warmeerzeuger muss die Warme nicht mehr voll-
standig sondern nur noch zu mindestens 30 Prozent bereitstellen
kénnen.

Der DIHK wird in der Sommerpause das KWK-Merkblatt um die Ande-
rungen erginzen. Die zugehdrigen Dokumente zu den Anderungen
finden Sie hier und hier. (Bo, tb)


http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/129/1812987.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/129/1812988.pdf
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B Technologieiibergreifende Ausschreibung startet
2018

Kaum Anderungen gegenijber Der Bundestag hat den Weg fiir die gemeinsame Ausschreibung von

dem Referentenentwurf

Gemeinsames Produkt von
DIHK und dem Fachverband
Biogas

Windenergieanlagen an Land und Photovoltaikanlagen (PV) freige-
macht. Im kommenden Jahr werden an zwei Terminen (1. April und 1.
November) jeweils 200 MW ausgeschrieben. Die Verordnung reicht von
2018 bis 2020. Gegeniiber dem Regierungsentwurf gab es allerdings
nur redaktionelle Anderungen.

Die PV geht damit mit einem Rucksack an den Start, da sie bei Flichen,
Realisierungsfristen, Sicherheiten und GebotsgroBen benachteiligt ist.
Da beide Technologien bei der letzten Ausschreibungsrunde fast
gleichauf lagen (PV: 5,66 Cent/kWh, Wind 5,71 Cent/kWh), wird es
dennoch spannend sein, wie sich die 200 MW verteilen.

Den Verordnungstext finden Sie hier. (Bo)

B Leitfaden zu Biomasseausschreibungen verof-
fentlicht

Gemeinsam mit dem Fachverband Biogas hat der DIHK einen Leitfaden
zu den Biomasseausschreibungen entwickelt und am 14. Juli veroffent-
licht. Die erste Ausschreibungsrunde fiir Biomasse endet am 1. Sep-
tember 2017. Anders als bei Wind und Photovoltaik kénnen auch Be-
standsanlagen mitbieten und sich eine zehnjahrige Férderung sichern.

Aufgrund der Teilnahme der Bestandsanlagen ist die Ausschreibung
allerdings auch wesentlich komplexer als bei den anderen erneuerbaren
Technologien. Bieter miissen noch besser kalkulieren, um ein erfolgrei-
ches Gebot zu platzieren. Auch im Vergleich zum bisherigen System
aus Einspeisevergltungen und Direktvermarktung steigt die Komplexi-
tat fiir Investoren in erneuerbare Energien mit den Ausschreibungen
deutlich an: So gibt es zahlreiche Vorgaben, um sich iiberhaupt beteili-
gen zu kdnnen, das Zuschlagssystem ist streng reglementiert und auch
fiir die Geltendmachung des Anspruchs werden Festlegungen getroffen.
Der Leitfaden will als erste Orientierungshilfe Projektierer, Anlagenbe-
treiber und Investoren bei der erfolgreichen Umsetzung ihres Aus-
schreibungsprojektes bestmdglich unterstiitzen.

Sie finden den Leitfaden hier. (Bo)


http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/129/1812987.pdf
https://wm.ihk.de/download/attachments/394526738/Leitfaden_Ausschreibungen_Biomasseanlagen.PDF
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Bl Viele neue Windrader auf See

Waren zum Jahresanfang noch knapp tiber 4 GW Windrader auf See
installiert, stieg diese Zahl im ersten Halbjahr auf 4.749 MW. Insge-
samt wurden 108 Windrader mit einer installierten Leistung von 626
MW zugebaut. Derzeit drehen sich 1.055 Anlagen in Nord- und Ostsee.
Bis 2020 sollen nach dem Ziel der Bundesregierung 6,5 GW am Netz
sein. Voraussichtlich wird das mit 7,7 GW aber iiberboten.

Die Windparks in Nord- und Ostsee lieferten im ersten Halbjahr knapp
8,5 TWh Strom und damit rund 70 Prozent der Jahresstrommenge
2016. Von einem neuen Erzeugungsrekord ist daher auszugehen. (Bo)

B Weiterhin hohe Zubaurate bei PV-
Ausschreibungen

Der 20. August 2017 war die letzte Chance fiir Anlagen aus der zwei-
ten Runde der Photovoltaik-Ausschreibungen (PV), eine Férderberechti-
gung bei der Bundesnetzagentur zu erhalten. Wie die Behdrde mitteil-
te, betragt die Realisierungsrate knapp 90 Prozent. Fiir 37 Zuschlage,
die im August 2015 erteilt wurden, wurden 33 Berechtigungen erteilt.
Die vier nicht realisierten Projekte missen eine Strafzahlung leisten,
die dem EEG-Konto zugeschrieben wird.

Von der ersten Runde war lediglich ein Zuschlag nicht eingeldst wor-
den. Die Férderberechtigung wird nur ausgestellt, wenn die Anlage
auch tatsdchlich in Betrieb genommen wurde. Die Férderhdhe der
zweiten PV-Ausschreibung betrug 8,49 Cent/kWh.

Wie die Bundesnetzagentur weiter berichtete, haben viele Projektent-
wickler die Flexibilitat des Verfahrens genutzt und Projekte auf anderen
Flachen realisiert, als bei der Gebotsabgabe geplant. Einige Zuschldge
wurden dariiber hinaus auf mehrere Projekte aufgeteilt. (Bo)

B Preisrutsch bei Wind an Land

Die Ausschreibungen haben erneut zu einem deutlichen Riickgang der
Forderkosten fiir erneuerbare Energien gefiihrt: In der zweiten Aus-
schreibungsrunde sank die mengengewichtete durchschnittliche Vergii-
tung von Windanlagen an Land von 5,71 auf 4,28 Cent/kWh. Damit
liegt Wind wieder deutlich vor Photovoltaik, fiir die bei der letzten
Runde Gebote von 5,66 Cent/kWh erfolgreich waren. Das niedrigste
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Gebot lag bei 3,5 Cent/kWh.

Insgesamt wurden 67 Gebote mit 1.013 MW bezuschlagt. Damit war
die Ausschreibung fast dreimal liberzeichnet. Erneut war die Biirger-
energie der groBe Gewinner: 90 Prozent der Zuschlage bzw. 95 Prozent
der Zuschlagsmenge entfielen auf sie. Die Werte der ersten Runde
wurden fast erreicht.

Biirgerwindprojekte erhalten einen Einheitspreis. D. h.: Das letzte noch
bezuschlagte Gebot setzt den Preis fiir alle anderen Projekte. Fiir die
anderen Teilnehmer gilt hingegen das Gebotspreisverfahren. Die Bun-
desnetzagentur gab zudem bekannt: "Der liberwiegende Teil der Biirge-
renergiezuschlage geht an Gesellschaften, aus deren Geboten ersicht-
lich wird, dass sie zumindest organisatorisch einem einzelnen Projek-
tierer zuzuordnen sind. Auf diese Gruppe von Bietern entfallen 37 Zu-
schldge mit einem Zuschlagsvolumen von 660 Megawatt." Der Gesetz-
geber hat gegen die vielen Zuschldge der Bilirgerprojekte bereits gegen-
gesteuert: In den beiden ersten Ausschreibungsrunden 2018 missen
solche Projekte, wie alle anderen Akteure auch, eine BiImSch-
Genehmigung vorlegen, um sich an der Ausschreibung beteiligen zu
kénnen. Wie es generell mit den Privilegien der Biirgerwindprojekte
weitergeht, wird die neue Bundesregierung entscheiden.

Das Netzausbaugebiet hatte diesmal keine Auswirkungen, da die ma-
ximalen 322 MW nicht ausgeschdpft wurden. Viele Zuschldge gingen
hingegen nach Ostdeutschland.

Mit dem Mieterstromgesetz wurde bereits auf die hohen Zuschlagszah-
len fiir Blirgerenergieprojekte reagiert und das EEG 2017 angepasst.

Folgende Regelungen gelten fiir die ersten beiden Ausschreibungsrun-
den fiir Wind an Land im Jahr 2018 (vgl. neuen § 104 Absatz 8 EEG
2017):

—  Es diirfen nur Projekte teilnehmen, die iiber eine Genehmigung
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz verfiigen.

—  Die Realisierungsfrist betragt fiir alle Anlagen max. 30 Monate.

—  Esbleibt bei einer Unterteilung der Sicherheiten in eine Erst- und
eine Zweitsicherheit in Hohe von jeweils 15 Euro/kW. Die Zweitsi-
cherheit miissen Biirgerenergiegesellschaften aber erst zwei Mo-
nate nach Bekanntgabe des Zuschlags hinterlegt haben.

Ob es danach dauerhaft bei diesen Anderungen bleibt, ist derzeit wahr-
scheinlich. (Bo)
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W Start des Marktstammdatenregisters verzogert
sich

Eigentlich wollte die Bundesnetzagentur das Marktstammdatenregister
Anfang Juli scharf schalten. Wie sie jetzt auf ihrer Internetseite mitteil-
te, verzogert sich der Start des Registers voraussichtlich bis zum Herbst
2017. Lediglich Netzbetreiber kdnnen bereits an das Register melden.
Meldepflicht besteht u. a. flir Lieferanten, Erzeuger, Netzbetreiber und
Speicher sowohl im Strom- als auch im Gasbereich. Der DIHK wird
dariiber informieren, wenn das Register gestartet ist.

Mittlerweile hat die Bundesnetzagentur eine Hotline zum Markt-
stammdatenregister freigeschaltet. Sie erreichen sie unter: 0228-14-
3333. Des Weiteren will die Behdrde den Gaslieferanten wie den
Stromlieferanten behandeln. Konkret heiBt das: Die Weiterleitung von
Gas fiihrt zu einer Meldepflicht. (Bo, tb)

B Unsichere Rahmensetzung bremst energieintensi-
ve Unternehmen

In der Kurzanalyse "Energiepolitische Unsicherheit verzdgert Investitio-
nen in Deutschland" beschreibt das IW Kéln Folgen hoher Energiepreis-
bestandteile und zur Disposition stehender Entlastungstatbestande fir
das produzierende Gewerbe in Deutschland. Fiir stromkostenintensive
Unternehmen zeigt sich eine anhaltende Investitionsschwache, die laut
Autoren auch auf die energiepolitische Rahmensetzung zurlickzufiihren
sei.

Der Kern des Beitrags zielt auf das produzierende Gewerbe und be-
nennt Effekte einer ,unsicheren” energiepolitischen Rahmensetzung.
Relevant seien hiernach nicht nur die aktuellen und erwarteten direk-
ten und indirekten Belastungen aus den Energiepreisen (maBgeblich
getrieben durch Umlagen und Abgaben sowie Infrastrukturkosten),
sondern auch die Unsicherheiten tiber Weiterfiihrung bzw. kiinftige
Ausgestaltung (bestehender) Entlastungstatbestande.

Einige Inhalte:

— ,Die Industriestrompreise in Deutschland haben sich liber eine
Reihe von Jahren nach oben entwickelt. (...) Wahrend zur Jahrtau-
sendwende die Industriestrompreise in Deutschland sogar unter
denen der USA lagen, sind sie nun nach einem Preisriickgang in
Deutschland in 2015 gut doppelt so hoch. (...) Hinsichtlich seiner
Energieeffizienz ist Deutschland gut aufgestellt, was die beste-
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henden Kostenunterschiede in bestimmtem MaBe ausgleicht.”

Energieintensive und umsatzstarke Unternehmen stellen aufgrund
der energiepolitischen Rahmenbedingungen Investitionen in
Deutschland zuriick - es lasst ,(...) sich ableiten, dass die energie-
intensiveren Industrien ein weit unterdurchschnittliches Investiti-
onsniveau gemessen an den Nettoinvestitionen aufweisen und
dass es in den wenigsten Jahren gelungen ist, die Abschreibungen
auszugleichen. Hier ist also ein laufender Substanzverzehr zu ver-
zeichnen."” Im Schnitt wurden zwischen 2000 und 2015 in den
energieintensiven Branchen nur 90 Prozent der Abschreibungen
reinvestiert.

Im Vergleich stromkostenintensiver zu den weiteren, weniger
stromkostenintensiven Unternehmen wurde festgestellt, dass ,die
Bruttowertschdpfung der 10 Prozent stromintensivsten Unter-
nehmen (...) im Zeitraum 2003 bis 2012 um 12 Prozent gesunken
[ist], wihrend sie bei anderen Unternehmen um 20 Prozent ge-
stiegen ist.” Gleichzeitig weisen stromkostenintensive Unterneh-
men eine im Vergleich héhere Exportquote auf, was als Anzeichen
fiir eine intensivere internationale Wettbewerbssituation gewertet
wird.

Regelungen, die ,carbon leakage" verhindern sollen, sind befristet
und drohen zu Ungunsten gerade energieintensiver Unternehmen
verandert zu werden - ,Laufende Diskussionen um ein Ende der
Ausnahmen sind schadlich fiir Investitionen, wenn Investoren
Preisspriinge von mehreren Cent je kWh aufgrund politisch unkal-
kulierbarer Entscheidungen befiirchten miissen."

Aus dem IW Zukunftspanel geht hervor, dass jedes dritte Unter-
nehmen mit einem Umsatz {iber 50 Mio. Euro bereits Investitio-
nen aufgrund der Energiewende zuriickgestellt hat.

Deshalb sei es fiir einen Erfolg der Energiewende unerldsslich, die
Gesamtkosten durch effiziente Instrumente soweit wie mdglich zu
begrenzen und einseitige Belastungen zu vermeiden - ,Fiir Unter-
nehmen, die trotz nennenswerter Stromkosten nicht unter die be-
sondere Ausgleichsregelung flir sehr stromintensive Unternehmen
fallen, ist die Belastung durch die EEG-Umlage in den letzten Jah-
ren deutlich angestiegen. Dies hat die Wettbewerbssituation ge-
geniiber Mitbewerbern, die an Standorten auBerhalb Deutsch-
lands nicht der steigenden Umlagepflicht ausgesetzt waren, spiir-
bar verschlechtert." In der Folge pladieren die Autoren fiir eine
Ubernahme (kiinftiger) EEG-Kosten durch die 6ffentlichen Haus-
halte.

Sie finden die Kurzanalyse auf den Seiten des IW KéIn. (MBe, Li)



https://www.iwkoeln.de/studien/iw-policy-papers/beitrag/hubertus-bardt-energiepolitische-unsicherheit-verzoegert-investitionen-in-deutschland-356632
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94 Prozent der Teilnehmer
wiirden Energieeffizienz-
Netzwerke weiterempfehlen

25. September 2017

in Diisseldorf
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B Effizienz-Netzwerke: Unternehmen sind mit den
Ergebnissen zufrieden

Die Initiative Energieeffizienz-Netzwerke hat die Ergebnisse einer Um-
frage bei teilnehmenden Unternehmen und Netzwerktragern verdffent-
licht. Es zeigt sich erneut, dass teilnehmende Unternehmen die Mitar-

beit in Effizienz-Netzwerken lberaus positiv bewerten und das Instru-

ment weitempfehlen wiirden:

—  Drei von vier Unternehmen, die an einem Energieeffizienz-
Netzwerk teilnehmen, sind mit den Ergebnissen der Netzwerkar-
beit sehr oder auBerordentlich zufrieden.

— 94 Prozent wiirden anderen Unternehmen die Teilnahme an einem
Netzwerk aktiv weiterempfehlen.

—  Das Kosten-Nutzen-Verhaltnis fiir die Teilnahme an einem Ener-
gieeffizienz-Netzwerk bewertet die Mehrheit der Teilnehmer (83
Prozent) insgesamt als gut bis sehr gut.

—  Der iiberwiegende Teil der befragten Unternehmen (83 Prozent)
hat im Rahmen der Netzwerkarbeit bereits konkrete Effizienz-
maBnahmen festgelegt.

—  Knapp drei Viertel (74 Prozent) haben bereits mit der Umsetzung
von EnergieeffizienzmaBnahmen begonnen. Am haufigsten planen
die Unternehmen EffizienzmaBnahmen in den Querschnittstech-
nologien Beleuchtung, Druckluft, Motoren und Antriebe sowie
Pumpen.

Die Pressemeldung und weitere Informationen zu laufenden oder in
Griinung befindlichen Energieeffizienz-Netzwerken finden Sie auf der
Homepage der Netzwerke-Initiative. (MBe)

B .Effiziente betriebliche Mobilitat": Workshop
der Mittelstandsinitiative und IHK zu Diisseldorf

Mobilitdt ist ein wesentlicher Bestandteil unseres Alltags und treibt die
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung voran. Der Verkehrs-
zuwachs verursacht allerdings zunehmend dkonomische und dkologi-
sche Folgen: Staus auf der StraBe, volle Ziige, Lieferungen verspaten
sich, die Emissionsbelastung in Stadten steigt und Dieselfahrverbote
drohen.

Mobilitdt muss daher effizienter und umweltfreundlicher gestaltet
werden. In mittelstandischen Betrieben verbergen sich hierfiir noch
groBe Verbesserungspotenziale, deren Ausschdpfung oftmals auch


http://www.effizienznetzwerke.org/
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betriebswirtschaftlich sinnvoll ist.

In ihren Workshops mochte die Mittelstandsinitiative Energiewende
und Klimaschutz Ihnen Anregungen flr die praktische Umsetzung al-
ternativer Antriebe und die Einfiihrung eines betrieblichen Mobilitéts-
managementsystems in lhrem Unternehmen bieten. Darliber hinaus
berichten erfahrene Referenten iiber die Mdglichkeiten von Lastenra-
dern und die Chancen von City-Logistik fiir [hr Unternehmen.

In der Begleitausstellung haben Sie die Mdglichkeit, direkt mit interes-
santen Unternehmen in Kontakt zu treten.

Seien Sie dabei und stellen Sie lhr Unternehmen bereits jetzt fiir die
Mobilitdt von morgen auf! Das Programm, weitere Informationen und
die Maglichkeit zur Anmeldung finden Sie hier. (JPV)

B Wettbewerb: ,mobil gewinnt" - Jetzt noch teil-
nehmen!

Noch bis 15. Oktober kénnen sich Betriebe im Rahmen eines Wettbe-
werbs um Fordermittel bewerben, um entsprechende MaBnahmen zur
nachhaltigen Mobilitdt umzusetzen. Die bundesweite Initiative ,mobil
gewinnt" wurde durch das Bundesumweltministerium (BMUB) und das
Bundesverkehrsministerium (BMVI) gestartet. Ziel ist es, das betriebli-
che Mobilititsmanagement in Deutschland zu stirken und damit einen
Beitrag fiir ein modernes und nachhaltiges Verkehrssystem zu leisten.
B.A.U.M. und der ACE wurden beauftragt, das Programm umzusetzen.
Der Wettbewerb ,mobil gewinnt" richtet sich an privatwirtschaftliche
und kommunale Unternehmen. Wettbewerbsbeitrage kénnen in vier
Kategorien eingereicht werden, die nach Beschaftigtenzahlen in Unter-
nehmen sowie nach Kooperationen zwischen Unternehmen und Kom-
munen unterschieden werden. Die besten 25 Einreichungen werden im
Rahmen einer Abschlussveranstaltung am 13. Dezember 2017 ausge-
zeichnet und mit 2000 € Aufwandsentschadigung honoriert - und
kénnen im nachsten Schritt eine Forderung durch das Bundesverkehrs-
ministerium (BMVI) erhalten, um ihr Projektvorhaben umzusetzen. Die
entsprechende Férderrichtlinie wird derzeit vom BMVI erarbeitet und
soll voraussichtlich im Januar 2018 in Kraft treten. Die Teilnahme am
Wettbewerb mobil gewinnt ist Voraussetzung, um in den Genuss dieser
Fordermittel zu kommen.

Weitere Informationen sowie die Bewerbungsunterlagen finden Sie
unter www.mobil-gewinnt.de. (pet)



http://www.mittelstand-energiewende.de/presseaktuelles/
http://www.mobil-gewinnt.de/
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Forderung auch ohne
KfW-Kredit moglich

16. Oktober 2017
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B BMWi erweitert Abwarme-Forderprogramm

Mit dem KfW-Energieeffizienzprogramm - Abwarme werden Investitio-
nen in die Modernisierung, die Erweiterung oder den Neubau von Anla-
gen zur Vermeidung oder Nutzung von Abwarme geférdert. Das Pro-
gramm richtet sich an Unternehmen jeder GroBe sowie Freiberufler.
Bisher erfolgte die Forderung ausschlieBlich in Form eines KfW-Kredits
bis zu 25 Mio. Euro fiir den ein Tilgungszuschuss gewahrt wurde. Ab
dem 1. September 2017 haben Unternehmen nun die Wahl: Sie kénnen
entweder wie bisher einen KfW-Kredit mit Tilgungszuschuss in An-
spruch nehmen. Oder sie erhalten nach erfolgreichem Abschluss ihrer
InvestitionsmaBnahme einen direkten Zuschuss von der KfW - ohne
Inanspruchnahme eines KfW-Kredits. Die neue Programmrichtlinie
finden sie hier. Weitere Informationen stehen unter www.kfw.de/494
zur Verfiigung. (MBe)

B MIE organisiert Webinar zur Abwarmenutzung in
Unternehmen

Vom Heizen bis zum Schmelzen: Produzierende Betriebe verbrauchen
viel Energie - und erzeugen meist reichlich Abwarme, die oft ungenutzt
abgefiihrt wird. Wie dieses Potenzial gewinnbringend und umwelt-
schonend genutzt werden kann, wird das Webinar der Mittelstandsini-
tiative Energiewende und Klimaschutz am 16.10.2017 um 15 Uhr auf-
zeigen.

In dem ca. 45-minitigen Webinar wird zunachst Ralf Kratzmiiller, bei
der Firma KS Kolbenschmidt zustandig fiir Energiemanagement, Infra-
struktur, Planung von einem Abwarmeprojekt berichten, welches die
Energie-Scouts des Unternehmens umgesetzt haben. AnschlieBend
wird Herr Prof. Dr. Reckziigel vom Kompetenzzentrum-Energie der
Hochschule Osnabriick die verschiedenen Grundlagen und weiteren
Méglichkeiten der Abwarmenutzung erldutern. Die Teilnahme ist kos-
tenlos.

Weitere Informationen zur Teilnahme finden Sie in Kiirze hier. (JPV)


http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/A/abwaermerichtlinie.html
http://www.mittelstand-energiewende.de/presseaktuelles/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Energie-Umwelt/F%c3%b6rderprodukte/EE-Abw%c3%a4rme-Zuschuss-(494)/
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Verweis auf Praxisbeispiele
und Publikationen

Merkblatt aktualisiert
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B Neuer MIE-Leitfaden zur Abwarmenutzung in
Unternehmen erhaltlich

Vom Heizen bis zum Schmelzen: Produzierende und verarbeitende
Unternehmen in Deutschland haben einen hohen Bedarf an Warme-
energie. Dabei entstehen aber in den meisten Arbeitsprozessen groB3e
Mengen Abwarme, die hdufig ungenutzt abgefiihrt werden miissen.
Denn technische, wirtschaftliche und rechtliche Hiirden schrecken
Unternehmen haufig von einer weiteren Verwendung ab.

In den letzten Jahren haben sich die Rahmenbedingungen allerdings
verdndert: Die verfiigbaren Technologien wurden in Preis und Leistung
optimiert, der Energiemarkt befindet sich in einem Wandel und die
Energie-, Bau-, und Umweltgesetzgebung setzt energiewendebedingt
einen neuen rechtlichen Rahmen.

Wie das Abwarmepotenzial, mit dem in Deutschland theoretisch meh-
rere Millionen Tonnen Stahl hergestellt oder ein GroBteil der Privat-
haushalte beheizt werden kdnnte, gewinnbringend und umweltscho-
nend genutzt werden kann, zeigt der neue Leitfaden der Mittelstands-
initiative Energiewende und Klimaschutz. Hierfiir verweist er einerseits
auf bestehende gute Praxisbeispiele und ausfiihrliche Publikationen
und zeigt andererseits wichtige Wegpunkte in der konkreten Planung
und Umsetzung auf. Als Themenschwerpunkte werden die betriebs-
tibergreifende Nutzung fiir Raumwarme, die Verstromung mit Hilfe von
Organic Rankine Cycle-Turbinen sowie die abwarmegetriebene Kaltebe-
reitstellung beleuchtet. Zusatzlich wird erklart, wie ein Contracting-
Dienstleister bei der technischen und wirtschaftlichen Umsetzung un-
terstiitzen kann und was hierbei zu beachten ist.

Den Leitfaden finden Sie unter www.mittelstand-energiewende.de.
(JPV)

B Erdgas: Teilnahme fiir Unternehmen bei Demand
Side Management verbessert

Das 2016 eingefiihrte Regelenergieprodukt zur Gaskrisenvorsorge ist
aktualisiert worden. Die Bedingungen fiir die Teilnahme von Unterneh-
men am Demand Side Management sind vereinfacht worden. Zudem
kénnen Betriebe mit Nachfrageflexibilitdten auch im neuen Produkt
Short Term Balancing Services anbieten. Das DSM-Merkblatt wurde
aktualisiert.

Folgende Veranderungen des Regelenergieproduktes zu Demand Side


http://www.mittelstand-energiewende.de/unsere-angebote/praxisleitfaeden/
https://wm.ihk.de/download/attachments/410681414/Merkblatt_DSM-Produkt_2017_IHKs_final.pdf
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Management wurden vorgenommen:

—  Die bisherigen Regelenergieprodukte Long Term Options und DSM
werden unter dem Begriff Long Term Options zusammengefiihrt
und deren Ausschreibungskriterien vereinheitlicht.

—  Der Ausschreibungszeitraum ist monatsweise fiir Januar bis Marz
2018.

—  Der bisherige maximale Abrufzeitraum, in dem ein Unterneh-
men bei Angebotsabgabe die Abschaltleistung vorhalten muss,
wird von potenziell 1 Monat auf 14 Tage je Monat begrenzt.

—  Die Vorlaufzeit bis die Abschaltleistung von Unternehmen zur
Verfligung gestellt sein muss, wird einheitlich auf drei Stunden
gesetzt.

—  Die Vergiitung umfasst dann auch fiir DSM einen Leistungspreis
fiir die Bereitstellung, neben dem bisherigen Arbeitspreis.

—  Ein Pooling der Flexibilitdten von Unternehmen, Speichern und
Importpunkten wird fiir Energielieferanten maglich.

Zusatzlich eingeflihrt wird zudem ein neues nicht-

standardisiertes Produkt ,Short Term Balancing Service” in die MOL 4
eingefiihrt, welches kurzfristig und hoch flexibel zur Deckung kurzzei-
tiger lokaler Versorgungsengpasse bei Erdgas ausgeschrieben werden
kann. Auch hier kénnen Unternehmen (DSM) Regelenergie anbieten fiir
die ,nur" ein Arbeitspreis gezahlt wird. Unternehmen sollten hier ihren
Lieferanten liber mdgliche Potenziale informieren, wenn sie ein Gebot
beabsichtigen. (tb)

B Bundesrat beschlieBt Zusammenlegung von Gas-
marktgebieten

Der Bundesrat hat am 7. Juli die Reform der Gasnetzzugangsverord-
nung beschlossen. Entgegen der Ausschussempfehlungen stimmte das
Plenum der Zusammenlegung der Marktgebiete NCG und Gaspool in
2022 zu. Die Verordnung verpflichtet Fernleitungsnetzbetreiber zudem,
Transportkunden auch an Nichtkopplungspunkten (Speicher, Kraftwer-
ke, Industriekunden) untertigige Kapazititen anzubieten. Damit soll
die Akteursvielfalt im Flexibilitdtsmarkt erhéht werden.

Der Beschluss zur Zusammenlegung der Marktgebiete war kurzfristig in
den Verordnungsentwurf (BR 419/17) gelangt und ist vornehmlich
politisch begriindet. Die Bundesregierung argumentiert mit hoherer
Versorgungssicherheit und damit, dass es bei einer separaten Fusion
eines der beiden Marktgebiete mit einem auslandischen Marktgebiet zu
groBeren regulatorischen Unterschieden in Deutschland kommen konn-


http://www.bundesrat.de/drs.html?id=419-17
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Zuschiisse von 100 bis 500
Euro

Reserven weiter riicklaufig
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te. Dem entgegen stehen ein noch ungeklartes Kosten-Nutzen-
Verhaltnis sowie der ggf. notwendige Netzausbau zur Beseitigung von
Kapazitdtsengpéssen zwischen beiden Marktgebieten. (tb)

B BMWi-Verordnung: Netzbetreiber unterstiitzen
Tausch von Gasheizgeraten bei L-Gas-
Umstellung

Stellt sich bei der Umstellung von L- auf H-Gas bei Unternehmen her-
aus, dass Gasheizgerate nicht mehr anpassbar sind, miissen diese ge-
tauscht werden. Mit der Verordnung zu Gasgeradtekostenerstattung
regelt das BMWi Zuschiisse fiir den Ersatz nicht anpassbarer Gasgerate.

Der Anspruch auf den Zuschuss entsteht nur dann, wenn die Installati-
on des Neugerdtes vorgenommen wird, nachdem der Netzbetreiber die
Nichtanpassbarkeit festgestellt hat und bevor der technische Umstel-
lungstermin erfolgt. Je nach Alter der Anlage liegen die Zuschiisse bei
100 bis 500 Euro. Relevant ist das Thema Marktraumumstellung fiir
Unternehmen in den L-Gas-Gebieten im Norden und Westen Deutsch-
lands. Die Netzbetreiber informieren Anschlussnutzer bzw. Kunden
zwei Jahre im Voraus, wann die Umstellung auf H-Gas geplant ist. (tb)

B Bericht zu Erdgas- und Erdolforderung in
Deutschland

Das Landesamt fiir Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) Niedersach-
sen hat seinen Bericht zur Ol- und Gasforderung in Deutschland verdf-
fentlicht. Die Erdgasférderung hat in 2016 gegeniiber dem Vorjahr um
8 Prozent auf 8,7 Mrd. m3 abgenommen, die Olférderung blieb mit
minus 2 Prozent stabil bei 2,4 Mio. t. Die Gas- und Olreserven in
Deutschlands sind weiter riicklaufig. Das Arbeitsgasvolumen der deut-
schen Gasspeicher stieg leicht auf 24,2 Mrd. m3 an.

Deutschland deckt heute 2 Prozent seines Erdélverbrauchs aus heimi-
schen Quellen, bei Erdgas liegt der Anteil noch bei 8 Prozent. Die Erd-
gasreserven (mit heutigen Techniken wahrscheinlich wirtschaftlich
gewinnbare Vorkommen) betrugen 2016 nur noch 70 Mrd. m3, reichen
also nur noch fiir rund acht Jahre. Allerdings werden auch wieder neue
Reserven gemeldet, so dass die Erdgasférderung noch langer anhalten
wird. Allerdings sind die Aktivitdten zur Erkundung nach Erdgas und
Erdol weiter riickldufig. Dagegen ist die Zahl der Explorationsbohrun-
gen auch in 2016 wieder leicht angestiegen.

Bei den Untertage-Erdgasspeichern hat das Arbeitsgasvolumen um 0,1



ECO

07

Deutscher Industrie- und Handelskammertag

Russland weiter wichtigster
Lieferant

600.000 Arbeitsplatze
gefahrdet
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Mrd. m3 auf 24,2 Mrd. m3 zugenommen. Nach gegenwartigen Planun-
gen soll das Arbeitsgasvolumen um weitere 3,5 Mrd. m3 ausgebaut
werden. Neben vereinzelten SpeicherschlieBungen kommen trotz der
angespannten wirtschaftlichen Lage im Speichergeschaft auch neue
Kavernenspeicher dazu.

Der Bericht steht auf der Webseite des LBEG zum Download bereit. (tb)

B Rohol: Import-Rechnung 2017 fiir Deutschland
steigt

Im ersten Halbjahr 2017 ist die deutsche Rechnung fiir Import-Rohél
gegeniiber dem Vergleichszeitraum 2016 deutlich um 4 Mrd. Euro auf
15,6 Mrd. Euro angestiegen. Damals hatten die Preise mit rund 30 USD
je Barrel ihre Tiefststdnde erreicht. Die Einfuhrmengen gingen um 1,5
% auf 43,8 Mio. Tonnen zuriick.

Die wichtigsten von insgesamt 28 Lieferlandern sind im ersten Halbjahr
2017 nach wie vor die Russische Féderation (16,5 Millionen Tonnen),
Norwegen (5,0 Millionen Tonnen), GroBbritannien (4,5 Millionen Ton-
nen), Kasachstan (4,3 Millionen Tonnen) und neu auf Rang 5 Libyen.
Unter anderem deswegen kletterte der OPEC-Anteil an den deutschen
Importen auf 22 Prozent (BAFA). (tb)

Bl Verbot von Benzin- und Dieselautos 2030: VDA-
Studie zu Verlust von Wertschdpfung und Jobs

Das ifo-Institut hat im Auftrag des Verbandes der Automobilindustrie
(VDA) untersucht, wie sich ein Verbot von Verbrennungsmotoren fiir
PKW und Transporter ab 2030 auf Wertschépfung und Arbeitsplatze
auswirkt. Die Forscher kommen zum Ergebnis, dass mehr als 600.000
Arbeitsplatze und 13 Prozent der Bruttowertschopfung gefdahrdet wa-
ren. Die Politikempfehlung lautet, Klimapolitik technologieneutral zu
betreiben.

Die ifo-Studie hatte zum Ziel, die Auswirkungen eines Verbotes der
Zulassung von Verbrennungsmotoren bei PKW und leichten Nutzfahr-
zeugen auf die deutsche Automobilindustrie zu untersuchen. Dabei
standen Effekte auf Beschaftigung und Wertschépfung im Vordergrund.

Folgende Kernergebnisse werden geliefert:

—  Mehr als 600.000 heutige deutsche Industrie-Arbeitsplatze waren
direkt oder indirekt betroffen, davon 130.000 bei KMU. Diese Be-
schiftigten arbeiten derzeit in Bereichen, die direkt und indirekt


https://www.lbeg.niedersachsen.de/erdoel-erdgas-jahresbericht/jahresbericht-erdoel-und-erdgas-in-der-bundesrepublik-deutschland-936.html
http://www.bafa.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Energie/Rohoel/2017_06_rohloelinfo.html
https://wm.ihk.de/download/attachments/396099650/Studie-2017-Falck-etal-Zulassungsverbot-Verbrennungsmotoren.pdf
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an den Verbrennungsmotor gekoppelt sind. Uberproportional be-
troffen waren kleinere und mittlere Zulieferbetriebe mit einem
hohen Spezialisierungsgrad und geringen Diversifizierungsmog-
lichkeiten.

Zum heutigen Stand wéren ca. 13 Prozent (48 Mrd. Euro) der
Bruttowertschépfung der deutschen Industrie tangiert, die im Be-
reich Verbrennungsmotoren erwirtschaftet werden.

Dieser Riickgang bei Wertschépfung und Beschaftigung ware der
schlechteste Fall bei einem vollstandigen Wegfall der Verbrenner-
produktion (netto). Teilweise kompensiert wiirde dies durch Ex-
port, die Bedarfe bei LKW- und Busproduktion, Verwendung der
Teile in Fahrzeugen mit alternativen Antrieben sowie einem direk-
ten Beschaftigungsaufbau im Bereich alternative Antriebe. Gerade
dort verzeichnet die Studie bereits eine hohe Wachstumsdynamik,
die allerdings stark auch von auslandischen Zulieferern bedient
wird. Die Brutto-Effekte eines Verbrenner-Verbotes wurden je-
doch nicht quantifiziert.

Ein Verbot wiirde im Zeitraum 2030 - 2050 gegeniiber dem Refe-
renzszenario insgesamt ca. 32 % CO2-Emissionen zusatzlich ein-
sparen und die Fahrzeuge in 2050 noch 22 Mio. t CO2 emittieren.
Das Referenzszenario geht von einem Riickgang von 53 Prozent
aus. Mit Verboten wiirden die Klimaziele erreicht, im Referenzsze-
nario dagegen nicht.

Die Zahl der Elektrofahrzeuge wiirde in 2030 sprunghaft um 3
Millionen Fahrzeuge p. a. ansteigen, da die prognostizierte Zahl
von E-Fahrzeugen mit 250.000 vorher lediglich einem Anteil von
7,5 Prozent entsprechen wiirde.

Der fiir die zusdtzliche Zahl an Elektrofahrzeugen bendtigte
Strombedarf wiirde im Folgejahr des Zulassungsverbotes 1,1 %
bzw. 6 TWh betragen und in 2050 53 TWh.

Ladeinfrastruktur: Fiir eine ausreichende Versorgung der Fahrzeu-
ge geht die Studie von 1,2 Mio. notwendigen Ladepunkten in
2030 aus.

Das ifo-Institut konstatiert, dass ein Verbot nicht durch mangeln-
de Innovationsbemiihungen der deutschen Automobilindustrie zu
begriinden ist und verweist auf den hohen Anteil an Patenten im
Bereich Elektromobilitdt von 34 Prozent.

Die Studie pladiert gegen ein Verbot und fiir eine technologie-
neutrale Herangehensweise an die Klimapolitik im Verkehrsbe-
reich. Statt Verboten stehen andere Optionen, wie etwa Steuern
oder FordermaBnahmen, zur Verfiigung.

DIHK-Einschatzung:
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Die Studie befasst sich in ihrer Abschdtzung der Beschaftigungseffekte
ausschlieBlich mit der Industrie. Die negativen Wertschdpfungs- und
Beschaftigungseffekte etwa bei Tankstellen und anderen indirekt be-
troffenen Dienstleistungsbranchen werden hier nicht beriicksichtigt.
Insofern kdnnen die in der Studie bezifferten Auswirkungen als konser-
vativ bewertet werden. Zudem ware die Frage des externen Schocks in
2030 nochmals unter dem Aspekt zu bewerten, wenn die politische
Ankiindigung friihzeitig erfolgt statt ohne Vorwarnung. Der Schock ist
aufgrund dessen in der Studie umso gréBer, als dass nach Referenzsze-
nario der Anteil batterieelektrischer Fahrzeuge 2030 noch unter 10
Prozent liegt und reine Verbrenner noch einen Anteil von mehr als 70
Prozent aufweisen. Dieser Zulassungsmix erscheint zunehmend unrea-
listisch. Insgesamt kann sich der DIHK der Einschdtzung der Studie
anschlieBen, dass nur eine technologieoffene Herangehensweise an die
Klimapolitik im Verkehrsbereich zu volkswirtschaftlich effizienten Er-
gebnissen fiihren kann und Briiche zu vermeiden sind. (tb)

B Markthochlauf Elektrofahrzeuge: Hohe Steige-
rung bei niedriger Basis

Der Markthochlauf bei Elektrofahrzeugen kommt langsam in Schwung.
Pkw mit alternativen Antriebsarten zeigten nach Zahlen des Kraftfahrt-
bundesamtes im ersten Halbjahr hohe Zuwachsraten. Mit 12.264 Plug-
in-Hybriden (+100,3 %) und 10.189 Elektro-Pkw (+133,9 %) fielen die

Steigerungen im Vergleich zum ersten Halbjahr 2016 eindeutig positiv

aus. Der Anteil von Elektrofahrzeugen am Gesamtabsatz betrug jedoch

nur 1,2 %.

Das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (Bafa) zieht fiir die
Umweltpramie - gemessen an den Forderzielen - eine negative Bilanz.
Ein Jahr nach Einfiihrung der Kaufpramie wurden erst 23.000 Antrdge
gestellt. Das Férderprogramm, das noch bis Mitte 2019 |auft, sollte den
Kauf von insgesamt 300.000 reinen und Plug-in-Elektrofahrzeugen
anschieben.

Erdgasfahrzeuge waren laut Kraftfahrtbundesamt im Gegensatz dazu
im Vergleichszeitraum deutlich weniger gefragt (1.025/-41,0 %). Die
CNG-Offensive von Gaswirtschaft und Autobauern hat hier noch keine
Effekte gezeigt. (tb)
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B Wairmemarkt: Forderprogramm Brennstoffzellen-
Heizung auch fiir KMU

Das BMWi hat sein Férderprogramm fiir die Beschaffung von Brenn-
stoffzellenheizungen auf kleine und mittlere Unternehmen ausgedehnt.
Diese konnen die Forderung fiir Anlagen in Nichtwohngebduden bean-
tragen (Neubau und Bestand). Die Forderung gibt es fiir stationire
Brennstoffzellen-Heizungen in den Leistungsklassen von 0,25 bis 5,0
KW elektrischer Leistung.

Der Zuschuss fiir die Leistungsklasse der Brennstoffzelle setzt sich
zusammen aus einem Festbetrag von 5.700 Euro und einem leistungs-
abhangigen Betrag von 450 Euro je angefangene 100 W elektrische
Leistung. Bei einer Brennstoffzellen-Heizung mit einer Leistung von 5
kW elektrisch betragt die Forderung also 28.200 Euro.

Die Beantragung erfolgt wie bislang Gber die KfW in dem Programm
.Energieeffizient Bauen und Sanieren - Zuschuss Brennstoffzelle”. Wei-
tere Informationen zu den Férderbedingungen und zum Antragsverfah-

ren finden Sie unter www.kfw.de/433.

KMU sind fiir die KfW Unternehmen, die weniger als 250 Mitarbeiter
und einen Jahresumsatz von hochstens 50 Mio. Euro oder eine Jahres-
bilanzsumme von hdchstens 43 Mio. Euro. haben. Diese Unternehmen
miissen unabhdngig von Unternehmen sein, die diese Kriterien nicht
erfiillen. Vertiefende Informationen zu KMU finden Sie im KfW-
Merkblatt zur "KMU-Definition" unter www.kfw.de/433 in der Rubrik
"Downloads". (tb)

B BMWi-Forderprogramm Modellvorhaben War-
menetzsysteme 4.0

Im Rahmen der Energieeffizienzstrategie Gebaude soll das "Schaufens-
ter Erneuerbare Energien in Niedertemperatur-Warmenetzen" den
Aufbau von Warmenetzen unterstiitzen, die geringe Vorlauftemperatu-
ren aufweisen, hohe Anteile an erneuerbaren Energien und Abwarme
integrieren, saisonale Speicher beinhalten und die Sektorkopplung
unterstiitzen.

Gefordert werden zundchst Machbarkeitsstudien, anschlieBend auch
die konkrete Realisierung mit 60 bzw. 50 Prozent der forderfahigen
Kosten. Antragsberechtigt sind u. a. Unternehmen, kommunale Betriebe
sowie Konsortien und Contractoren, die Vorhaben im Rahmen eines
Contracting-Vertrags durchflihren. Es besteht ein Kumulierungsverbot
(etwa kommende Ausschreibung innovative KWK-Systeme) und es gilt


www.kfw.de/433
http://www.kfw.de/433
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die de-minimis-Regel. (tb)

m Forderprogramm fiir erneuerbare Warme (MAP):
Antrage ab 2018 vor MaBnahmenbeginn stellen

Die Forderbedingungen fiir das Marktanreizprogramm fiir erneuerbare
Warme dndern sich. Ab 2018 ist der Antrag fiir die Férderung von Hei-
zungen mit erneuerbaren Energien immer vor Umsetzung der MaB-
nahme beim BAFA zu stellen.

Unter ,der Umsetzung der MaBnahme" ist der Vertragsschluss mit dem
Installateur, dessen Beauftragung oder auch bereits der Abschluss eines
Contrachtingvertrages zu verstehen. Diese vertraglichen Vereinbarun-
gen dirfen kiinftig in allen Fallen erst getroffen werden, wenn der
Antrag gestellt ist, d. h., wenn der Antrag beim BAFA eingegangen ist.
Planungsleistungen diirfen jedoch vor Antragstellung erbracht werden.
An den sonstigen Férderbedingungen andert sich nichts (www.bafa.de).
(tb)

W Forderung des Individuellen Sanierungsfahrplans
fir Wohngebaude gestartet

Das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) fordert seit
1. Juli im Rahmen der Vor-Ort-Beratung erstellte gebadudeindividuelle
Sanierungsfahrplane. Diese kdnnen anstelle des bisherigen Ergebnisbe-
richtes der Energieberatung eingereicht werden. Das Verfahren und die
Férdersatze bleiben gleich.

Auf der Internetseite der Dena stehen fiir Energieberater weitere de-
taillierte Informationen und Handreichungen zur Verfiigung. (tb)

B Neuer Schwung fur EMAS?

Die Europdische Kommission hat am 30. Juni 2017 ihren Evaluations-
bericht (Fitness-Check) zum Umweltmanagementsystem EMAS verab-
schiedet. Um die Potenziale von EMAS flir Umwelt und Unternehmen
und die Zahl der Registrierungen zu steigern, sollen die Vorteile fiir
EMAS-registrierte Organisationen erhoht werden.

Im Rahmen des Programms zur Gewahrleistung der Effizienz und Leis-
tungsfihigkeit der Européischen Gesetzgebung (REFIT) hat


http://www.bafa.de/
https://www.dena-expertenservice.de/fachinfos/individueller-sanierungsfahrplan/

ECO 07

Deutscher Industrie- und Handelskammertag
05.09.2017

die Europdische Kommission fiir die Verordnung zum Europdischen
Umweltmanagementsystem EMAS einen Fitness-Check durchge-
fiihrt. Grundlage waren Studien und Umfragen, die in den letzten Jah-
ren durchgefiihrt worden sind. Im Ergebnis bestatigt die Kommission
die niitzliche - wenn auch aufgrund der geringen Inanspruchnahme
begrenzte - Rolle von EMAS. Die Kommission sieht die Mitgliedstaaten
in der Verantwortung, sich hinter EMAS zu stellen mehr fiir die Ver-
breitung und Anerkennung von EMAS zu tun. Parallel erfolgte auch ein
Fitness-Check des EU-Umweltzeichens (EU Ecolabel).

Die wesentlichen Ergebnisse des Fitness-Checks sind:

—  EMAS dient nicht nur dem Erreichen von Umweltzielen, sondern
hat auch das Potenzial wirtschaftspolitische Ziele zu unterstiitzen.
Richtig angewendet, kann EMAS Innovationen fordern und zu
echten Marktveranderungen beitragen.

—  Die Zahl der EMAS-Registrierungen liegt aber deutlich unter den
Erwartungen der Kommission. Die Zahl der EMAS-Registrierungen
ist in den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich hoch. Die meisten
Registrierungen gibt es in Deutschland und Spanien. In einigen
Mitgliedstaaten gibt es nur vereinzelte Registrierungen.

—  Die Verbreitung von EMAS reicht nicht aus, um wesentliche Ande-
rungen bei allgemeinen Produktions- und Verbrauchsmustern zu
erzielen.

—  Eine Teilnahme an EMAS wird aufgrund nicht ausreichender Sen-
sibilisierung von Geschéaftspartnern, Verbrauchern und Behdrden
nur begrenzt belohnt. Hindernisse fiir eine starkere Nutzung von
EMAS werden in einer mangelnden Integration von EMAS in der
Politik gesehen. Es fehlt an Anreizen in Form von Befreiungen von
regulatorischen Lasten. In vielen Mitgliedstaa-
ten fehlen Werbeaktivitaten fiir EMAS. EMAS steht zudem im
Wettbewerb zum weltweit anerkannten und (beziiglich Berichter-
stattung/Validierung) weniger anspruchsvollen Umweltmanage-
ment nach 1SO 14001.

—  Ein weiterer Grund fiir die geringe Inanspruchnahme von EMAS
wird in den Teilnahmekriterien gesehen, die von der Industrie teils
nur schwer einzuhalten sind. Dies gilt insbesondere fiir KMU.

Trotz der festgestellten Einschrankungen hinsichtlich Wirksamkeit und
Zielerreichung wird EMAS von der Kommission weiterhin als relevanter
Teil des EU-Politikrahmens fiir Nachhaltigkeit in Produktion und Ver-
brauch bewertet. Besonders herausgestellt wird, dass bei EMAS die
Umweltauswirkungen wahrend des gesamten Lebenszyklus bzw. iber
einen langeren Zeitraum bewertet und verbessert werden. Untersu-
chungen zeigen, dass mit EMAS haufig eine hohere Steigerung der
Umweltleistung erreicht wird als mit der 1SO 14001. Allerdings seien
mit der Uberarbeitung der ISO 14001 im Jahr 2015 wesentliche, wenn
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auch noch nicht alle Elemente von EMAS libernommen worden.

Die besonderen Anforderungen von EMAS an die Einhaltung umwelt-
rechtlicher Vorhaben (legal compliance) sowie an die Berichterstat-
tung ermoglichen den Behdrden, die Umweltleistungen von EMAS-
Organisationen in Form von Verwaltungserleichterungen anzuerkennen
und qualifizieren EMAS als umweltpolitisches Instrument fiir eine bes-
sere Umsetzung umweltrechtlicher Vorgaben. Als weitere MaBnahmen
zur Unterstiitzung von EMAS stellt die Kommission das Aufgreifen
national erfolgreicher Anreize, die Gewahrleitung effizienter Berichter-
stattungskandle von EMAS-Organisationen zu Behorden und die Ent-
wicklung einer klaren EMAS-Kommunikationsstrategie zur Diskussion.
Dies setze aber voraus, dass die Mitgliedstaaten sich deutlicher zu
EMAS bekennen und mit MaBnahmen zur Férderung von EMAS zu
einer starkeren Verbreitung beitragen.

Die abschlieBende Bewertung der EU-Kommission zur Umsetzung der
EMAS-Verordnung (Link) und eine Zusammenfassung der Ergebnisse

des Fitness-Checks (Link) sind auf der Internetseite der Européischen

Kommission veréffentlicht.

Der DIHK erwartet, dass nun mit Abschluss des Fitness-Checks zeitnah
die Ubernahme der 1SO 14001:2015 in den Anhang der EMAS-
Verordnung erfolgt. (FI)

B Studie zu Auswirkungen eines CO2-
Mindestpreises im Stromsektor

Welche Auswirkungen hat die Einflihrung eines CO2-Mindestpreises im
Stromsektor zusatzlich zum Emissionshandel? Mit dieser Frage hat sich
Energy Brainpool im Auftrag des Bundesverbandes Erneuerbare Ener-
gien (BEE) auseinandergesetzt. Ergebnis: Die deutschen Emissionen
wiirden schon bei einem Mindestpreis von 20 Euro je Tonne CO2 sehr
deutlich sinken. Gesamteuropdisch betrachtet wére fiir den Klima-
schutz aber wenig gewonnen.

Die wichtigsten Ergebnisse der Studie:

—  Bei einem Mindestpreis von 20 Euro je Tonne CO2 sinken die
Emissionen des Stromsektors bis 2020 um 110 Mio. Ton-
nen. Gesamteuropdisch betrachtet betrdgt die Einsparung auf-
grund der Wechselwirkung des Emissionshandels aber nur 39 Mil-
lionen Tonnen (35 Prozent).

—  Damit das nationale Ziel von -40 Prozent Emissionen bis 2020
erreicht werden kann, misste der Mindestpreis 40 Euro je Tonne
betragen.


http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=COM:2017:355:FIN&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=SWD:2017:252:FIN&from=EN
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—  Deutschland wiirde vom Stromexporteur zum Importeur (55 TWh).

—  Die Markterl6se erneuerbarer Energien erhdhen sich deutlich,
Wind an Land z. B. um 40 Prozent. Die EEG-Umlage sinkt entspre-
chend.

—  Unter dem Strich ergibt sich 2020 bei 20 Euro/Tonne eine durch-
schnittliche Mehrbelastung der an der Borse gehandelten MWh
von 8 Euro und eine Entlastung der EEG-Umlage von 5 Eu-
ro/MWh.

—  Besonders belastet wiirden alle Unternehmen, die die Besondere
Ausgleichsregelung des EEG in Anspruch nehmen kénnen, da der
Mehrbelastung des Strompreises keine oder nur eine geringe Ent-
lastung der EEG-Umlage gegeniiberstehen.

Eine Zusammenfassung der Studie finden Sie hier, eine Berechnung der
Auswirkung auf die EEG-Umlage des BEE finden Sie hier. (Bo)

B "Wirtschaft trifft Wissenschaft — Effizient und
innovativ fiir den Klimaschutz"

Welchen Mehrwert kann eine Zusammenarbeit mit Studierenden be-
ziehungsweise Hochschulen meinem Betrieb in den Bereichen Energie-
effizienz und Klimaschutz bringen? Eine neue Publikation der Mittel-
standsinitiative Energiewende und Klimaschutz zeigt die Chancen auf.

Auch ohne langjdhrige Berufserfahrung und mit begrenzten Mitteln
lassen sich Dinge in Unternehmen gestalten und verdndern - das ver-
deutlicht seit mehr als drei Jahren das Projekt "Energie-Scouts", in dem
speziell geschulte Azubis ihre Ausbildungsbetriebe beim klugen Um-
gang mit Energie unterstiitzen.

Im Rahmen des Projektes "Effizienz.Innovatoren™ sollen auch Studie-
rende mit ihrem Fachwissen zur Planung und Umsetzung von betriebli-
chen Energieeffizienz- und Klimaschutzprojekten in Unternehmen
beitragen.

SchlieBlich haben Universitdten und Fachhochschulen die technischen
und organisatorischen Maglichkeiten zur Steigerung der Ressourcen-
und Energieeffizienz in der Wirtschaft langst als breites Forschungs-
und Entwicklungsfeld entdeckt. Entsprechend groB sind die Potenziale
fiir gemeinsame Projekte, von denen beide Seiten profitieren.

Kleinen und mittleren Betrieben fehlen fiir die Umsetzung einer Zu-
sammenarbeit jedoch haufig die personellen und finanziellen Ressour-
cen. Eine Briicke will die Mittelstandsinitiative Energiewende und Kli-
maschutz mit dem Projekt "Effizienz.Innovatoren” schlagen, bei dem
die Industrie- und Handelskammern in den Regionen passende Koope-


https://www.bee-ev.de/fileadmin/user_upload/Energy-Brainpool_Studienpr%C3%A4sentation_CO2-Steuer_12Jul2017.pdf
https://www.bee-ev.de/fileadmin/Publikationen/Studien/BEE-Studie_CO2_Steuer_12Jul2017.pdf
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rationen initiieren.

Die Publikation "Wirtschaft trifft Wissenschaft - Effizient und innova-
tiv fiir den Klimaschutz" bietet einen Uberblick tiber die Mdglichkeiten:
Akteure und Kooperationsformate werden ebenso beschrieben wie
potenzielle Themengebiete; eine Checkliste hilft bei der Ausschreibung
von Abschlussarbeiten.

Und natiirlich werden ausgewahlte Beispiele und Ideen vorgestellt, die
zum Nachmachen animieren. Die Palette reicht von der Entwicklung
eines Handbuches der nachhaltigen Beschaffung bis hin zur energeti-
schen Betrachtung unterschiedlicher Automatisierungskonzepte im
Anlagenbau.

Die Broschiire steht auf den Webseiten der Mittelstandsinitiative
(www.mittelstand-energiewende.de) zum Download bereit. (ko)

B Studie: E-Autos bereits jetzt mit Klimavorteilen

Seit ldngerem tobt bereits die Debatte dariiber, ob Elektromobilitat aus
Klimaschutzgriinden derzeit vorteilhaft ist oder nicht. Das Oko-Institut
kommt in einer Studie zu dem Ergebnis, dass E-Autos bereits einen
Klimavorteil gegenuber vergleichbaren Autos mit konventionellem
Antrieb haben. Zugleich fordert das Institut, die Ausbaupfade fiir die
einzelnen erneuerbaren Technologien zu erhéhen, um auf den Zuwachs
an E-Fahrzeugen zu reagieren.

Wichtige Aussagen der Studie:

—  Die im EEG festgeschriebenen Ziele fiir den Anteil
an erneuerbarem Strom (EE-Strom) am Bruttostromverbrauch er-
hdhen in Deutschland mittelfristig den Klimavorteil von Elektro-
fahrzeugen. Um eine Klimaneutralitdt der Elektromobilitat zu er-
reichen, misste aber das EE-Ausbauziel im Stromsek-
tor angehoben werden (derzeit 80 Prozent bis 2050).

—  Ohne eine Anpassung der EE-Ausschreibungsmenge kann der
Korridor von 55 bis 60 Prozent EE-Strom bis 2035 verfehlt wer-
den. Zudem miissten die zusatzlichen Strommengen fossil erzeugt
werden, was die Klimabilanz der E-Fahrzeuge verschlechtert.

—  Fahrstrom sollte weiterhin mit der vollen EEG-Umlage belastet
werden, damit Elektromobilitat auch zur Finanzierung beitragt.

—  Fossile Kraftstoffe sollten nach dem Verursacherprinzip starker
finanziell belastet werden, um so verschiedene Elemente der
Elektromobilitat fordern zu kdnnen.

—  Bei héheren Anteilen an Elektrofahrzeugen gewinnt die Sys-
temdienlichkeit, d. h. vor allem die Lastverschiebung beim Laden,


http://www.mittelstand-energiewende.de/
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an Bedeutung. In Forderprogrammen und beim Infrastrukturauf-
bau sollte die Systemintegration daher bereits heute Berlicksichti-
gung finden.

—  Ein systemdienliches Laden der Elektrofahrzeuge kann einen zu-
satzlichen Beitrag zur CO2-Reduktion leisten, dieser Effekt ist je-
doch insgesamt begrenzt.

Sie finden die Studie hier. (Bo, tb, Fl)

B Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung
veroffentlicht

Das Gesetz zur Modernisierung des Rechts der Umweltvertrdglichkeits-
priifung ist am 28. Juli im Bundesgesetzblatt verkiindet worden und in
Kraft getreten. Mit dem Gesetzesentwurf setzt die Bundesrepublik die

UVP-Richtlinie um und passt zahlreiche Regelungen an die Rechtspre-
chung des Europdischen Gerichtshofes an.

Mit den nun verdffentlichten Regelungen wird das Gesetz (iber die
Umweltvertraglichkeitsprifung neu gefasst. Erweitert werden im UVPG
nun bspw. Kriterien an die UVP-Vorpriifung, anhand derer Behérden
beurteilen sollen, ob ein Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen haben kann. Dafiir wird nun eine 6-Wochen-Frist einge-
fiihrt, innerhalb derer die Behdrde festlegen soll, ob eine Umweltver-
traglichkeitspriifung (UVP) durchgefiihrt werden muss. Auch die bei
einer UVP zu priifenden Schutzgiiter werden erweitert: Zukiinftig sollen
auch Flachenschutz, Klimaschutz, Energieeffizienz sowie Unfall- und
Katastrophenrisiken betrachtet werden. Alle UVP-Berichte sowie ent-
scheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen sollen zukiinftig in
ein zentrales Internetportal eingestellt werden.

Das Gesetz kann im Bundesanzeiger abgerufen werden. (HAD)

B WHG-Anderung in Anschluss an EuGH-Urteil

Die Eignungsfeststellung fiir Anlagen zum Lagern, Abfiillen oder Um-
schlagen wassergefahrdender Stoffe (LAU-Anlagen) im § 63 WHG ist
der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshof angepasst und im
Bundesgesetzblatt verdffentlicht worden. Fiir harmonisierte Baupro-
dukte wird es demnach keine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung
mehr geben. Diese Regelung tritt am 28. Januar 2018 in Kraft.

Aufgrund des Urteils des Europdischen Gerichtshofs zu Bauprodukten
vom 16. Oktober 2014 (Rechtssache C-100/13) musste die Bundesre-


https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Klimavorteil_Elektromobilitaet_Diskussionspapier_2017.pdf
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s2808.pdf
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gierung ihre nationalen Regelungen zu Bauprodukten lberarbeiten. An
harmonisierte Bauprodukte mit CE-Kennzeichen diirfen demnach keine
zusatzlichen nationalstaatlichen Anforderungen gestellt werden. Die
Bauregelliste B Teil 1 legte fiir LAU-Anlagen jedoch Klassen und Leis-
tungsstufen fest.

Zukiinftig soll die Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen
harmonisierter Bauprodukte nun im Rahmen der Baugenehmigung
tiberpriift werden. Fiir Bauprodukte ohne CE-Kennzeichen kann dies
weiterhin anhand von Verwendbarkeitsnachweisen, Bauartgenehmi-
gung oder allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung geschehen. Bei
harmonisierten Bauprodukten mit CE-Kennzeichen erfolgt dies liber die
Priifung der Leistungserkldrung gemaB EU-Bauproduktenverordnung.

Gegenstand des Gesetzes ist zudem die Schaffung eines neuen Geneh-
migungstatbestands fiir Behandlungsanlagen von Deponiesickerwasser
(§ 60 Abs. 3 WHG), die unter die IE-RL fallen, sofern diese Anlagen
nicht von der Deponiezulassung mit umfasst werden.

Auf den Gesetzestext kann im Bundesanzeiger zugegriffen werden.
(HAD)

B Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

Nach dem Inkrafttreten der AwSV am 1. August 2017 stellten Unter-
nehmen vermehrt die Frage, ob in bestimmten Fillen weitergehende
Regelungen der Landesverordnungen bestehen bleiben kénnten. Dies ist
nach Rechtsauffassung des Bundesumweltministeriums nicht der Fall.
Auch spezielle Regelungen (bspw. fiir Erdbecken in Schleswig-Holstein)
der Landes-VAWS sind dann nicht mehr anwendbar.

Dies gilt allerdings nicht fiir bestehende Schutzgebietsverordnungen.
Hier konnen Lander nach § 49 Absatz 5 AwSV weitergehende Regelun-
gen (bspw. Verbot von Erdwarmesonden in Schutzzone |1l B) bestim-
men. AuBerdem kdnnen Behdrden aufgrund besonderer Umstande im
Einzelfall nach § 16 Absatz 1 AwSV weitergehende Anforderungen an
Anlagen festlegen.

Im DIHK-Merkblatt "Neue Anlagenverordnung: und jetzt?" werden
diese und weitere Fragen zur Einflihrung der AwSV beantwortet. (HAD)



http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s2771.pdf
https://www.dihk.de/themenfelder/innovation-und-umwelt/umwelt/umweltmedien/service/merkblatt-anlagenverordnung
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B TA Larm verdffentlicht

Das Bundesumweltministerium (BMUB) hat die Anderung der Techni-
sche Anleitung zum Schutz gegen Larm - TA Larm verdffentlicht. In
der neuen Gebietskategorie "Urbane Gebiete" soll die gewerbliche Ge-
samtbelastung durch anlagenbezogene Gerdusche die Richtwerte von
63 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts nicht tiberschreiten.

Die Bundesregierung ist damit der MaBgabe des Bundesrates gefolgt,
die ndchtlichen Larmrichtwerte in urbanen Gebieten nicht (iber die
Werte in Mischgebieten zu erhéhen.

Die Anderungen haben unmittelbar Auswirkungen auf in Bebauungs-
pldnen ausgewiesene urbane Gebiete, die mit der jiingsten Baurechts-
novelle eingefiihrt wurden.

Die TA Larm wurde im Amtlichen Teil des Bundesanzeigers am 8. Juni
2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5), die Baurechtsnovelle bereits am 12.
Mai im Bundesgesetzblatt Teil | Nr. 25 ver6ffentlicht. (HAD)

B Hochwasserschutzgesetz Il verscharft Anforde-
rungen in Risikogebieten

Das Hochwasserschutzgesetz Il ist am 5. Juli im Bundesgesetzblatt
verkiindet worden. Die wesentlichen Inhalte - die Anderung des Was-
serhaushaltsgesetzes - werden am 5. Januar 2018 in Kraft treten. Ne-
ben Regelungen zur Beschleunigung von Hochwasserschutzanlagen
erweitert das Gesetz auch die Anforderungen an Bauleitplanung und
das Bauen in Uberschwemmungs- (HQ100) und Risikogebieten
(HQ200).

Das Hochwasserschutzgesetz Il soll die Planung von Hochwasser-
schutzmaBnahmen zukiinftig beschleunigen. Dazu sollen beschleunigte
Enteignungsverfahren im Zuge der Planfeststellung (§ 71 WHG) einge-
fiihrt, mogliche AusgleichsmaBnahmen fiir Riickhalteflachen (§ 77)
erweitert und Vorkaufsrechte (§ 99a WHG) gewahrt werden.

In Uberschwemmungsgebieten, in denen ein Hochwasserereignis statis-
tisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist (HQ 100), ist die Ausweitung
oder Ergdnzung von Baugebieten weiterhin nur in Ausnahmefallen
zuldssig (§ 78). Neu ist, dass von diesen Vorhaben keine negativen
Auswirkungen auf Ober- und Unterlieger erwartet werden dirfen. Au-
Berdem sollen bei Anderungen oder Erganzungen von Bebauungspli-
nen nun nachteilige Auswirkungen auf Ober- und Unterlieger sowie
Hochwasserschutz vermieden und eine hochwasserangepasste Bauwei-
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se berlicksichtigt werden. Auch das Lagern wassergefahrdender Stoffe
auBerhalb von Anlagen ist hier zukiinftig untersagt (§ 78a).

Génzlich neu wurden Anforderungen an die Bauleitplanung und das
Bauen in Risikogebieten eingefiihrt (§ 78b). Dies sind von den Landern
auszuweisende Gebiete, in denen ein Hochwasserereignis statistisch
mindestens einmal in 200 Jahren zu erwarten ist (HQ 200) und die
nicht als Uberschwemmungsgebiet ausgewiesen wurden. Bei der Auf-
stellung, Anderung oder Erganzung von Bauleitplinen hat die Bauleit-
planung Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermeidung erheb-
licher Sachschdden in der gerechten Abwagung offentlicher und priva-
ter Belange (nach § 1 Absatz 7 BauGB) zu beriicksichtigen. In Gebieten
ohne Bebauungsplan sollen bauliche Anlagen zudem "in einer dem
jeweiligen Hochwasserrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik errichtet oder wesentlich erweitert
werden, soweit eine solche Bauweise nach Art und Funktion der Anlage
technisch moglich ist." Dabei sollen zudem Lage des Grundstiicks und
Schadenswahrscheinlichkeit berlicksichtigt werden.

Die Anforderung des hochwasserangepassten Bauens wurde in Bundes-
tag und Bundesrat heftig diskutiert. Die urspriingliche Pflicht zu dieser
Bauweise in Risikogebieten ist nun zu einer Soll-Vorschrift abgewan-
delt worden, die Abweichungen oder Ausnahmen zuldsst. Zudem ist sie
nur noch in Gebieten ohne festgesetzten Bebauungsplan vorgesehen.

Sowohl in Uberschwemmungs- als auch Risikogebieten ist das Errich-
ten von Heizélverbraucheranlagen nur noch zuldssig, wenn kein weni-
ger wassergefahrdender Energietrager zur Verfiigung steht. In Uber-
schwemmungsgebieten bedarf es dazu einer Ausnahmegenehmigung
der Behdrde, in Risikogebieten reicht eine Anzeige 6 Wochen vor Er-
richtung. Bestehende Anlagen miissen in Uberschwemmungsgebieten
bis zum 5. Januar 2023 und in Risikogebieten bis zum 5. Januar 2033
hochwassersicher nachgeriistet werden.

Zukiinftig konnen Lander (wie bspw. in Sachsen bereits geschehen)
Hochwasserentstehungsgebiete ausweisen, in denen bei Starknieder-
schldgen oder Schneeschmelze in kurzer Zeit starke oberirdische Ab-
fliisse entstehen konnen. Hier wird bspw. das Bauen von StraBen und
baulichen Anlagen ab einer zuversiegelnden Gesamtflache von 1.500
m2 unter Genehmigungsvorbehalt der Behdrde gestellt.

Das Anderungsgesetz kann im Bundesanzeiger eingesehen werden.
(HAD)


http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s2193.pdf
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B Neues Verpackungsgesetz am 12. Juli 2017 ver-
offentlicht

Das neue Verpackungsgesetz wurde am 12. Juli 2017 im Bundesgesetz-
blatt verdffentlicht und tritt am 01.01.2019 in Kraft. Erst dann kann
die neue Zentrale Stelle ihre zahlreichen und umfangreichen hoheitli-
chen Befugnisse ausiiben. Die Errichtung der Stiftung Zentrales Wert-
stoffregister (§ 24) und bestimmte Ubergangsvorschriften (§ 34) treten
bereits ab dem 13.07.2019 in Kraft. (AR)

B POP-Abfall-Uberwachungsverordnung trat am 1.
August 2017 in Kraft

Damit wird das bestehende Moratorium zu Entsorgung HBCD-haltiger
Abfille gesetzlich fortgeschrieben. (AR)

m Vorbereitung fiir ElektroG-Il-Anderungen in
2018

Am 15. August 2018 tritt mit Artikel 3 des ,Gesetz zur Neuordnung des
Rechts lber das Inverkehrbringen, die Rlicknahme und die umweltver-
tragliche Entsorgung von Elektro- und Elektronikgerdten” ein neuer
gesetzlicher Anwendungsbereich in Kraft. Konkret werden die bis dahin
noch geltenden 10 Gerdtekategorien dann in nur noch 6 Gerdtekatego-
rien mit einem offenen Anwendungsbereich liberfihrt.

Die Stiftung elektro-altgerate register (ear) hat dazu auf ihrer Webseite
aktuell bereits erste umfangreiche Vorabinformationen zur Verfiigung
gestellt.

Fiir Hersteller und Bevollmachtigte gilt:

— Ab 15.08.2018 gilt der offene Anwendungsbereich wodurch z. B.
Mobel und Bekleidung mit elektrischen Funktionen registrierungs-
pflichtig werden kdnnen.

— Ab01.05.2018 kénnen Registrierungen in den neuen Gerdtearten
beantragt werden. Die Garantieparameter fiir 2018 gelten fiir das
gesamte Kalenderjahr.

—  Bestehende Registrierungen werden automatisch in die neue
Gerateart lberfiihrt, folglich miissen Sie lhre Registrierungen prii-


https://www.stiftung-ear.de/elektrog-2018
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fen und Anderungsbedarf anzeigen.

—  Die monatlichen Ist-Inputmitteilungen sind ab September bzw.
November 2018 in den neuen Gerdtearten abzugeben.

—  Die Jahres-Statistik-Mitteilung ist fiir das gesamte Jahr 2018 in
den neuen Geratearten, Kategorien und Sammelgruppen abzuge-
ben.

—  Fiir Vertreiber (Handel) gilt: Die Jahres-Statistik-Mitteilung ist fir
das gesamte Jahr 2018 in den neuen Kategorien abzugeben.

—  Fiir entsorgungspflichtige Besitzer gilt: Die Jahres-Statistik-
Mitteilung ist fiir das gesamte Jahr 2018 in den neuen Kategorien
abzugeben.

Mit dieser Webanwendung kdnnen Registrierungen eines Herstel-
lers/Bevollmachtigten (§ 3 Nr. 10 ElektroG) mit Marke(n) und Geréte-
art(en) erfasst und die Uberf[jhrung dieser in die ab 15.08.2018 gelten-
den neuen Geratearten simuliert werden.

Zusitzlich werden die wichtigsten Termine im Uberblick dargestellt.
(AR)

B Neue IHK-Sachverstandigenverzeichnisses fiir
Gewerbeabfallentsorgung

Nach § 4 Abs. 5 Satz 4 Gewerbeabfallverordnung hat zur Dokumentati-
on der Getrenntsammlungsquote nach Absatz 3 Satz 3 der Erzeuger bis
zum 31. Marz des Folgejahres einen durch einen zugelassenen Sachver-
standigen gepriiften Nachweis zu erstellen. Zugelassene Sachverstan-
dige sind nach Abs. 6 Ziffer 3 auch die IHK-Sachverstandigen.

Hier noch einmal der Link zum IHK-Sachverstindigenverzeichnis:
www.svv.ihk.de. Unter dem Stichwort Gewerbeabfall erscheinen die
bestehenden IHK-SV fiir Verpackungen, Altauto und ElektroG, die alle
auch als IHK-Gewerbeabfall-Sachverstandige tatig sein kénnen. (AR)


https://www.stiftung-ear.de/elektrog-2018/registrierung/ueberfuehrungssimulation-registrierungen-webanwendung/
http://www.svv.ihk.de/
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B Merkblatt zu 42. BImSchV: Verdunstungskiihlan-
lagen und Nassabscheider

Wichtigste Pflichten zusam- Die Verordnung liber Verdunstungskiihlanlagen, Kiihltiirme und Nass-

mengefasst abscheider (42. BImSchV) trat am 20. Al_J_gust in Kraft. Damit werden
Anforderungen an Aufbau, Betrieb und Uberwachung der iiber 30.000
Anlagen in Deutschland erstmals umfassend rechtlich festgelegt. Ein
DIHK-Merkblatt fasst die wichtigsten Pflichten fiir Anlagenbetreiber
zusammen.

Verdunstungskiihlanlagen werden vielfach als offene Riickkiihlwerke
bei Kilte-, Klima- oder Energieerzeugungsanlagen eingesetzt. Sie wer-
den deshalb nicht nur in der Industrie und Energiewirtschaft, sondern
auch im Handel, in der Gastronomie sowie an Hotel- oder Biirogebau-
den genutzt. Daneben regelt die Verordnung auch den Betrieb von
Kiihltlirmen mit mehr als 200 MW und Nassabscheidern, die in der
Industrie zur Abluftreinigung eingesetzt werden. (HAD)

Redaktion: Dr. Sebastian Bolay (Bo), Jakob Flechtner (FI), Mark Becker (MBe), Till Bullmann (tb), Julian Schorpp
(JSch), Hauke Dierks (HAD), Lina Matulovic (LM), Dr. Armin Rockholz (AR), Stefan Kohlwes (ko), Dr. Michael Liecke
(Liecke), Jan-Peter Vasiliadis (JPV), Christoph Petri (pet).


file:///C:/Users/schorpp.julian/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/YEBTEKVC/IHK-Merkblatt%20zur%2042.%20BImSchV:%20Verdunstungskühlanlagen%20und%20Nassabscheider
file:///C:/Users/schorpp.julian/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/YEBTEKVC/IHK-Merkblatt%20zur%2042.%20BImSchV:%20Verdunstungskühlanlagen%20und%20Nassabscheider



